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i.

Bersicheriingspflicht für Heimarbeiter.
Der k k. Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde der Wiener Be¬

zirks ! ankencassa gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern
vom 29 Mai 1899 , Z . 16203 , betreffend die Krankenversicherungspflicht der
I . G . nach der am 4 . Februar 1901 dnrchgeführten öffentliche » mündlichen
Verhandlung als unbegründet abgewiesen.

Entschdidungsgründe.
Mit Erlass vom 18 . Jänner 1899 , Z . 4015 , hat die k. k. n .-ö. Statt¬

halterei über eine von der Wiener Bezirkskeankencaffa gegebene Anregung
das Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für den I . und VIII . Bezirk
von Wien vom 8 . October 1898 , Z . 51232 , mit welchem der Geschäftsführer
F St . wegen Nichtanmeldnng der I . G zur Krankenversicherung im Sinne
des Z 31 des Krankenversichernngsgesetzes mit I fl ., eventuell 6 Stunden
Arrest bestraft wurde , von amtswegen zu beheben gefunden , weit die im
Gegenstände gepflogenen Erhebungen ergeben haben , dass I . G . Heimstätten¬
arbeiterin im Sinne des Z 8 des Krankenversicherungsgesetzes gewesen sei,
bezüglich welcher eine Verpflichtung znr Anmeldung zur Versicherung durch
den Dienstgeber von gesctzeswegen nicht bestehe.

Das k. k. Ministerium des Innern hat jedoch mit Entscheidung vom
29 . Mai 1899 , Z . 16203 , dem Nccnrse der I . G . gegen diese Statthalterei-
Entlcheidung Folge gegeben und unter Aufhebung derselben erkannt , dass die
Genannte vermöge ihrer Beschäftigung bei I . Sch . krankcnversicherungs-
pflichtig gewesen sei.

Gegen diese Ministerial -Entscheidnitg hat die Wiener Bezirkskrankcncassa
die Beschwerde an den Vcrwaltungsgerichtshof eingebrocht.

In derselben wird gegenüber der in den Entscheidnngsgründen der
Ministerialinstanz ausgesprochenen Annahme , dass in dem Arbeitsbuche der
I . G . seitens der I . Sch . bestätigt werde , es habe dieselbe bei ihr vom Juni
bis October 1898 ehrlich und fleißig gearbeitet und sei gesund und lohn-

18 . Gemeindezuschtäge.
19 . Abgabe von Tabak -xtract an den österreichischen Gärtnei verband.
20 . Übertretungen der Gewerbeordnung sind von der Zuständigkeit des

k. k. Verwaltnngsgcrichtshofes ansgeschloffen.
21 . Niederland ersetzt keine Verpflegskostcn.
22 . Sonntagsruhe im Baugewerbe.
23 . Geweibsmäßiger Betrieb von Gutscheinen nach dem sogenannt !» Hydra¬

oder Schneeballensystem.
24 . Meldung der Lehrlinge bei Gewerbe -Genossenschaften und Lehrlings-

Krankencassen.
25 . Verkehr ans der Aspernbrücke.
26 Handel mit Antimomn.
27 . Über das Verhalten gegenüber dem Fuhrwerke der Feuerwehr.
28 . Verkehr des Fuhrwerkes in der Rochnsgaffe im III . Bezirke.
29 . Verkehr des Schwerfnhrwerkes in der Geringergasse im XI Bezirke.
30 . Regelung dcs Verkehres des Lastenfuhrwerkes in der Allcegaffe im

VI . Bezirke.
81 . Fnhrwerksverkehr Am Hof . auf der Freyung und am Jndenplatze im

l.  Bezirke während der Nachtmärkte.
II . Normativbestimmnugen:

Stadtrath:
32 . Benützung von Schullocalitätcn.
33 Auszahlung der Rnhegehalte jener Pensionisten , welche im Bezüge

eines Mietzinsbcilrages stehen.
Magistrat:

34 . Vereinfachung des Ztistellungsdienstes.
35 Stampiglien.
36 . Einbringung der Hauszinssteuer von Superädificaten.
37 . Aufnahme in den Heimatsverband.
Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und Landesgcsetzblatte

für Österreich unter der Enns im Jahre  1901 publicierten
Gesetze und Verordnungen.

befriedigt entlassen worden , geltend gemacht , dass der Inhalt dieses Zeugnisses
weder den Thatsachen entspreche , noch dass dasselbe ans legale Weise zustande
gekommen sei.

Insbesondere wird in der Beschwerde durch ein Attest der Allgemeinen
Arbeiter -Kranken - und Unterstützungscassa in Wien vom 8 . Juli 1899 nach-
znweiscn gesucht, dass I . G . sich während eines größeren Theiles jener Zeit-
Periode , auf welche die oben erwähnte Arbeitsbestätigung lautet , im Kranken¬
stände der bezeichnet « : Caffa , ja während eines Theiles dieses Zeitabschnittes
sogar in Spitalspflege befunden hrbe , woraus hervorgehe , dass die Genannte
während der fraglichen Zeit nicht als Arbeiterin in Verwendung gestanden
sein könne.

Gegenüber diesen Ausführungen der Beschwerde ist zunächst zu be¬
merken , dass sich die angesochtene Entscheidung auf den Ausspruch beschränkt,
dass I . G . „ zu der Zeit , als sie für die Cigarettenhülse » . Erzeugerin I . Sch.
arbeitete ", vermöge dieser Beschäftigung kcankenversichsrungspflichtig war.

Die genaue Feststellung der Zeiträume dieser Arbeitsleistungen war aber
überhaupt nicht Gegenstand der angefochtenen Entscheidung . Die von der
Beschwerde behaupteten — übrigens im Administrativverfahcen nicht geltend
gemachten — häufigen Erkrankungen der G . berühren demnach nicht die
Thatbestandsannahme der angefochtenen Entscheidung , dass I . G . für die
genannte Arbeitgeberin überhaupt einmal gearbeitet hat , und sind überdies
für die den alleinigen Gegenstand der Entscheidung bildende Frage der
Kraukenversicherungspflicht , welche doch nicht von der Häufigkeit der Arbeits-
Unterbrechungen in Eclrankungsfällen , sondern nur von dem zwischen dem
Arbeiter und Arbeitgeber bestehenden Verhältnisse abhängt , völlig irrelevant,
da — wenn auch von der in der Ministerial -Eutscheidnng berufenen Be¬
stätigung im Arbeitsbuch ? ganz abgesehen wird — durch die in den Proto¬
kollen des magistratischen Bezirksamtes I und VIII vom 5 . November und
1 . December 1898 und vom 7. Jänner 1899 enthaltenen Anssagen der
Arbeitgeberin I . Sch ., beziehungsweise ihres Geschäftsführers F . St.
zweifellos dargethan erscheint , dass I . G . innerhalb des zwischen dem
20 . Juni und 10 . October 1898 liegenden Zeitraumes für die Erstgenannte
Arbeiten leistete und diese Thatsache auch von der beschwerdeführenden Caffa
selbst nicht gänzlich bestritten wird . Es kann sich daher nur » m die Frage
handeln , ob I . G - nach der Beschaffenheit ihrer Arbeitsleistung in einem ver-
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sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse stand , oder o^ sie als eine selbständige
hausindustrielle Arbeiterin im Sinne des 8 3 des Krankenversicherunqsqesetzes
anzusehen war.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die im erstere » Sinne gefällte
Ministerial -Enlscheidmig als der Sachlage und dem Gesetze gemäß erkannt.

Aus den bereits berufenen Aussagen der Arbeiterin und ihres Geschäfts¬
führers ergibt sich zwar , dass I . G — wie sämmtliche Arbeiterinnen der
Unternehmung — in ihrer eigenen Wohnung ohne Hilfskräfte arbeitete , ohne
zur Einhaltung einer bestimmten Arbeitszeit und Ablieferungsfrist für die
fertige Arbeit verpflichtet zn sein , und dass sic nach der Menge der fertig-
gestellten Ware , also im Stücklöhne entlohnt wurde . Allein diese Momente,
welche auch bei gewerblichen Accordarbeitern Vorkommen könne » und häufig
Vorkommen , bilden nicht das maßgebende Kriterium eines selbständigen haus¬
industriellen Arbeiters . Im vorliegenden Falle spricht gegen die Annahme
einer solchen Selbständigkeit der durch die Aussage des Gatten der I . G . in
den . Protokollen vom 4 . November 1898 , beziehungsweise 1. August 1899
bestätigte Umstand , dass die Genannte mit dem ihr von der Arbeitgeberin
beigestellten Nohmateriale ansichließlich für I . Sch . arbeitete und von dieser
so viel Arbeit erhielt , dass sie gleichzeitig für einen anderen Betrieb nicht
hätte arbeiten können , und noch mehr die von der Arbeitgeberin selbst be¬
stätigte Thatsache , dass I . G . während ihrer Beschäftigung ihr Arbeitsbuch
bei I . Sch . deponieren musste , ein Umstand , welcher den Bestand eines ab¬
hängigen Arbeitsverhältnifses deutlich beweist.

Aus diesen den Gegenstand der angefochtenen Entscheidung erschöpfenden
Erwägungen musste daher der Verwaltungsgerichtshof zur Abweisung der
Beschwerde gelangen , ohne im übrigen in jene Consequenzen einzugehen,
welche sich daraus für die Frage der Mitgliedschaft und Unlerstntzungspflicht
der beschwerdeführenden Bezirkskrankencaffa ergeben können . (B .-A - Z . 36397,
I . Bezirk .)

2 .

Die Wiener Bauordnung hat in H « 4 nicht die
Gefahr der Belästigung der Nachbarschaft dnrch
Rauch , sondern nur die Feuersicherheit in, Auge.

Entscheidung - des k. k. Venvalluiigsgerichtshofes vom 7 . Mai
1901 , Nr . 3550 (M .-Z 69535 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der Verwaltungsgerichtshof gieng bei seiner Entscheidung von nachstehenden
Erwägungen aus:

Ganz abgesehen davon , dass der fragliche Bauconsens ohnehin nur unter
der Bedingung ertheilt wurde , „ dass im Falle einer entstehenden Rauch-
belästigung unverzüglich Abhilfe getroffen werde ", wodurch der Beschwerde-
führer gleichsam schon im voraus klaglos gestellt wurde , steht vor allem nach
der Acienlage fest, dass zur Zeit , als die angefochtene Entscheidung erfloss , ein
Bau auf dem Nachbargrnndstücke des beschwerdeführenden Anrainers gar nicht
bestand , dass vielmehr von dessen Vertreter bei der commissionellen Verhandlung
vom 21 . August 1898 nur ans die angeblich bestehende Adsicht hingewiesen
wurde , daselbst ein Haus zu erbauen , dessen vierstöckiger Hostract circa 6 bis
8 m von der Grenze der Realität Nr . 8 entfernt sein werde.

Daraus folgt , dass , wenn selbst dem Absatz 1 des H 64 der Bauordnung
die Deutung gegeben werden könnte , dass sich der Schornstein 1 m über die
Dachfläche nicht drs Neubaues allein , sondern auch über jene der angrenzenden
Gebäude erheben müsse , der heutige Beschwerdeführer sich ans diese Bestimmung
nicht zu berufen vermöchte , da zweifellos zugegeben werden muss , dass eine
so weitgreifende Rücksicht, wenn sie vom Gesetze schon überhaupt gefordert
winde , nur bezüglich der zur Zeit der Confentierung des Neubaues schon
bestehenden oder doch wenigstens schon genehmigten , nicht aber auch bezüglich
erst beabsichtigter Gebäude genommen werden müsse , deren Dachflächenhöhe
noch gar nicht feststeht.

Aber auch durch den Umstand , dass inhaltlich der erlheilten Banbewillignng
der Banwerber , und zwar , wie die Beschwerde vermeint , entgegen der Be¬
stimmung des Z 64 . Absatz 1, den Schornstein nur I in über die Dachfläche
des ebenerdigen Zubaues und nicht über jene seines , des Bauwerbers , schon
bestehenden Hauptgebäudes aufznführen brauche , wurde irgend ein Rechts¬
anspruch des Beschwerdeführers nicht verletzt . Denn aus dem Vergleiche der
Bestimmungen des oft citierten Z 64 , Absatz I , mit jener des Z 66 b, Absatz l,
wonach „ Schornsteine für größere Feuerungen . . . so gebaut sein müssen , dass
durch deren Benützung die Nachbarschaft derselben nicht belästigt wird " —
ergibt sich a contrario , dass bei der den Bau von Schornsteinen geringerer
Bedeutung betreffenden Bestimmung — vorliegend handelt es sich um eine
kl ine , ganz gewöhnliche Feuerstelle mit einem engen Rinchfange — die Gefahr
der Belästigung der Nachbarschaft dnrch die Rinchentwicklung gar nicht ins
Auge gefasst wurde , daher die lediglich die Feuersicherheil des Baues selbst
bezweckende Norm des Z 64 , Absatz 1, von dem Anrainer zum Schutze gegen
allfällige Rauchbelästiguug nicht gellend gemacht werden kann.

Die Beschwerde war demnach als unbegründet abznweisen.

».
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. Alter , in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver-
waltungsgerichtshoses Praxmarer , Dr . Haberer , Dr . Neißig und Ritter
v. Schurda , dann des Schriftführers , k. k. Naihssecretärs -Ad,nnclen Freiherrn -
v . Apfaltrern , über die Beschwerde des Franz Änderte  in Wien gegen I
die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . December 1899 , ^
Z . 29947 , betreffend einen Bauconsens , nach der am 7 . Mai 1901 durch - ^
geführten öffentlichen , mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k. k. Sectionsrathes
v. Nagy  für das belangte k. k. Ministerium des Innern , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Die Wiener Baudepntation gab mit ihrem Erlasse vom 10 . Mai 1899,
Z . 192 , dem Recurse des Dominik Wondra  gegen den Bescheid des Wiener
Magistrates vom 9 . September 1898 , Z . 145085 , mit welchem dem Recurrenten
die Bewilligung zur Erbauung eines ebenerdigen Zubaues im Hofraume des
Hauses V . Bezirk , Zentagaffe 8, mit der Begründung versagt worden war,
dass der Schornstein des in Rede stehenden Zubanes nicht an einer Fener-
mauer bis über das Dach des Gaffentractes emporgeführt werden könne , „mit
Rücksicht auf die Bestimmungen des 8 64 der Bauordnung für Wien " Folge
und ertheilte unter Behebung des angefochtenen Bescheides dem Recurrenten
den erbetenen Bauconsens „ unter den vom Vertreter des Wiener Stadlbau.
amtes bei der Localcommission vom 24 . August 1898 gestellten Bedingungen " , j
Die für den heutigen Streit in Betracht kommende , von dem Vertreter des
Stadlbauamtes gestellte Bedingung hatte gelautet : „dass im Falle einer ent-
stehenden Ranchbelästigung unverzüglich Abhilfe getroffen werde " .

Mit der heute angefochtenen Ministerial -Entscheiduug wurde die Bau-
deptttations -Eutscheidung ükier den dawider eingelegten Rccurs des Anrainers
Franz Änderte „bestätigt " .

Sowohl die Entscheidung des Ministeriums des Innern , beziehungsweise
der Wiener Baudeputation , als auch die wider erstere hiergerichls überreichte
Beschwerde des Franz Änderte  stützen ihre Rcchtsanschaunngen auf den
ß 64 , Absatz 1 der Wiener Bauordnung , welcher lautet : „ Die Rauchfänge
wüsten mindestens 1 m über die Dachfläche hinausragen " .

In Anwendung und Auslegung dieser Gesetzesbestimmung haben nun
concreten Falles die Oberbebörden lediglich die Fläche des den projectierten
ebenerdigen Zuban deckenden Blechdaches ins Auge gefasst und also angen,mmen,
dass das Hinausragen der Schornsteine über die höchsten anrainenden Dach¬
flächen gesetzlich nicht vorgeschrieben sei, während die Beschwerde (im Einklänge
mit der Entscheidung des Magistrates ) annimmt , dass im Sinne eben des
Z 64 der Bauordnung vorliegenden Falles der Rauchfang 1 m nicht etwa über
die Dachfläche des ebenerdigen Zubauer , sondern über die Dachfläche des
Hauptgebäudes hinausragen müsse, da nur so eine Belästigung der Nachbarschaft
durch Rauch hintangehalteu zu werden vermöchte.

Über das Recht der Gemeinde Wien , den Verbrauch
des Hochquellenwassers auf den normalen Bedarf

zu beschränken.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 14 . Mai

1901 , Nr 2920:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Senats -Präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räthe des
k. k. Verwaltnngsgerichtshofcs Dr . Zi stier , Zenker,  Ritter v . Schurda
und Truxa,  dann des Schriftführers k. k. Gerichts -Adjuncten Dr . Freiherrn
v. Ruinier Uber die Beschwerde der Sladtgemeinde Wien gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 2 . Juli 1900 , Z . 14031,
betreffend den Wafserbezng des Hauses Nr . 10 der Neustiftgaffe in Wien,
nach der am 13 . April 1901 durchgeführten öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der
Ausführungen des Dr . Theodor Starke !, Hof - und Gerichtsadvocaien in
Wien , für die Beschwerde , des k. k. Ministerial -Secretärs Edlen v. Pflügt
für das belangte Ministerium , und des Dr . Ritter v. Ofenheim,  Hof - und
Gerichtsadvocaien in Wien , für die mitbelhciligten Parteien zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgrüude.

Mit dem Decr . te des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Wiener
Gemeindebezirk vom 19 . Mai 1897 , Z . 9812 , wurden die Eigenthümer des
Hauses Nr . 10 in der N -ustiftgafse zur Zahlung rückständiger Waffermehr-
verbrauchsgebüreu im Gesammtbetrage von 28 fl. 92 kr. mit dem Bedeuten
aufgefordert , dass nach Ablauf der hiezu gestellten lltägigen Frist die Ein¬
bringung dieses Betrages im gerichtlichen Wege veranlasst und gleichzeitig die
Absperrung der Wasserauslänfe in diesem Hanse mit Ausnahme eines Parterre-
Auslaufes durchgeführt werden müsste.

Anlässlich der hiegegen von den Hauseigenthümern eiugebrachten Be-
schwerde hat die k. k. n .-ö . Statthalter « mit der Entscheidung vom 28 . Juni
1899 , Z 56644 , ausgesprochen , dass durch obige Verfügung des magistratischen
Bezirksamtes weder der Wirkungskreis der Gemeinde überschritten , noch gegen
ein bestehendes Gesetz verstoßen worden sei.

Dem gegen diese Statthalterci -Entscheidnng von Dr . Adolf Ritter v.
Ofenheim  im eigenen Namen und namens der übrigen Miteigenthümer
des Hauses Neustiflgasse 10 überreichten Recnrse hat das k. k. Ministerium
des Innern laut Erlasses vom 2. Juli 1900 , Z . 14031 , insoweit der Recurs
die erfolgte Erinnerung zur Zahlung der in Reo - stehenden Gebürenrückstände
und die Androhung ihrer Einbringung im gerichtlichen Wege znm Gegenstände
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hat , keine Folge zu geben befunden , weil der bezügliche Theil des bezirks¬
ämtlichen Dekretes sich nicht als eine Entscheidung oder Verfügung , sondern
nur als ein gegen die Beschwerdeführer erhobener Anspruch wegen Wasser-
mehrverbranches , beziehungsweise als eine Ermahnung darstelle . Dagegen
wurde über den Recurs im Punkte der angedrohten Absperrung der Wafser-
ausläufe im fraglichen Hause unter Behebung der bezüglichen Ausführungen
der Statthalterei Entscheidung ausgesprochen , dass durch diese Androhung das
Gesetz insofern verletzt worden sei, als die zur Einbringung der Waffer-
gebürenrückstäude in Aussicht gestellte , in der Absperrung der Wasserausläufe
gelegene , wenn auch nur partielle Entziehung der zugestandenen Benützung
einer Gemeindeanstalt sich als eine gesetzlich nicht zulässige Executivmaßregel
darstelle.

Gegen diesen zweiten Theil der Entscheidung des Ministeriums des Innern
ist die nun vorliegende Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gerichtet.

Die Ausführungen derselben gehen dahin , dass genau zu unterscheiden
sei zwischen dem normale » Verbrauche von Wasser und dem Mehrverbrauche
desselben , und dass in Betreff des iw vorliegenden Falle in Betracht kommenden
Mehrverbrauches es sich weder um einen ans öffentlichen Rücksichten zu-
stehendkn , noch um einen freiwillig zugestandenen Waffcrbezug , sondern einfach
um eine Entnahme ohne Rechtetitcl handle , die daher nicht nur ein Recht
der Gemeinde auf angemessene Entschädigung begründe , sondern auch auf
jede sonst geeignete Art hintangehalten werden dürfe . Durch die seitens des
magistratischen Bezirksamtes angedrohtc Absperrung der Wafferausläufe werde
keine Exccution verfügt , und es werde durch dieselbe auch nicht jenes Wasser
verweigert , das dem Hanse ans sanitären und öffentlichen Rücksichten zu¬
kommen müsse.

j Darüber aber , ob die Commune nach dem Gesetze oder nach der er¬
wähnten Kundmachnng unbedingt verpflichtet sei, der mitbetheiligten Partei

' einen unbeschränkten Wasserbezug und speciell auch aus den Stockwerksaus-
, laufen zu gewähren , oder ob die Gemeinde berechtigt sei, die Abgabe des

anßergcwöhnlichen Wasserqnantums von der vorherigen Anmeldung oder von
s der Bereitwilligkeit der Partei zur Zahlung der Wassermehrverbranchsgebüren

abhängig zu machen , wurde in dem angefochtenen Ministerial -Erlasse überhaupt
nicht abgesprochen , und es ist die Sistierung der Androhung des magistratischen
Bezirksamtes nicht etwa aus dem Grunde erfolgt , dass die angedrohte Maß¬
nahme selbst und an sich als eine gegen das Gesetz verstoßende angesehen
worden wäre.

Der Verwaltnngsgerichtshof musste sich daher nach den vorauSgeschickteu
, Bemerkungen über den Umfang der ihm im vorliegenden Falle zustehenden
j Cognition eines Abspruches über diese Fragen umsomehr enthalten , als die-
> selben den Gegenstand der angefochtenen Entscheidung nicht gebildet haben
! und sohin ans administrativem Wege nicht ausgeteagen sind.

Da aber der von der Staatsbehörde geltend gemachte einzige Sistieruugs-
! grnnd nach den vorstehenden Ausführungen als nicht zutreffend erkannt wurde,
, so musste der Gerichtshof nach H 7 des Gesetzes vom 22 . October 1875,

N . G .-Bl . Nr . 36 er 1876 , zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
gelangen.

4 .
Auflassung der Consularagentie der Vereinigten

Staaten von Amerika in Innsbruck.
Bei der Entscheidung über diese Beschwerde musste sich der Verwaltungs-

gcrichlshof zunächst gegenwärtig halten , dass der vorliegende Streitgegenstand
nicht eine vor dem Stadtrath e angefochtene und so gemäß Zß 73 und 82 des
Wiener Gemeindestatutes vom 19 . Deccmber 1890 , beziehungsweise ZH 80 und
89 des neuen Statutes vom 24 . März l900 im autonomen Justanzenzuge
ausgelragene Angelegenheit betrifft , sondern dass der angefochtene Ministerial-
Erlass sich als eine in Ausübung des staatlichen Anfsichtsrechtes gemäß § !07
des Gemeindestatutes vom 24 . März I960 , L.- G .-Bl . Nr . 17 , aus einem
concret angeführten Grunde verfügte Sistierung des eingangs angeführten
Bescheides des magistratischen Bezirksamtes darstellt , und dass mithin die
hiergerichtliche Cognition auf die Frage beschränkt werden musste , ob der
seitens der belangten Behörde geltend gemachte Sistierungsgrund gesetzlich be¬
gründet sei.

Das k. k. Ministerium des Innern begründet nun seine Verfügung durch
die Annahme , dass die augedrohte Absperrung der Stockwerksausläufe als
eine zur Herei,ibringnng der sür frühere Quartale von der Commune auf¬
gerechneten Wassermehrverbranchsgebüren bestimmte Executionsmaßregel an¬
zusehen und demnach unzulässig sei.

Dieser Auffassung vermochte jedoch der Verwalt,inqsgerichtshof nicht
beiznpflichten . Denn es steht ihr im vorliegenden Falle die Thalsachc entgegen,
dass das magistratische Beziiksamt in dem den Streit veranlassenden Bescheide
den mitbetheiligten Hausbesitzern gegenüber ganz unzweideutig die Stellung
einer nach dem Cwilrechte fordeningsberechtigten Partei eingenommen hat,
indem es die letzteren zwar zur Zahlung der ausgerechneten Mehrverbranchs-
gebüren ausfordeite , durch die gleichzeitig in Aussicht gestellte gerichtliche Ein¬
klagung aber deutlich zum Ausdrucke brachte , dass der mitbetheiligten Partei
die Gelleudmachnng aller ihr zustehenden Einwendungen gegen die Zahlungs-
Pflicht vor dem ordentlichen Richter esse» bleibt und dass es mithin bei ihr
steht , die eiugeforderle Zahlung nicht zu leisten , wenn sie mit diesen ihren
Einwendungen im Rechtswege zu obsiegen vermeint . Da sich also die vom
magistratischen Bezirksamt ? vertretene Commune in diesem Bescheide bezüglich
ihrer Forderung dem von ,hr im Falle der Zahlungsverweigerung anzurufenden
Spruche des ordentlichen Richters selbst unterwirft , so kann doch unmöglich
gesagt werden , dass sie mit der dieser Partcierklä nng beigefügten Androhung
einer Nestringiernng der Wasserabgabe an die mitbetheiligten Hausbesitzer eine
exccutive Eintreibung ihrer Forderung — und nur dann könnte von einer
Executionsmaßregel gesprochen werden — vorniiumt.

Es mag zugegeben werden , dass diese Androhung eine indirectc Be¬
einflussung der mitbetheiligten Partei bezweckte, damit diese der Forderung der
Gemeinde keinen Widerstand entgegensetze und sich, wenn sie auch weiterhin
aus der städtischen Wasserleitung mehr als das normale Wasserquantnm be¬
ziehen will , den h,esür in dem kundgemachten Regulativ vorgeschriebenen Be¬
dingungen süge.

Allein das magistratische Bezirksamt , welches seine an die mitbetheiligten
Hausbesitzer erlassene Verfügung ausdrücklich als einen Act des selbständigen
Wirkungskreises bezeichnet ?, ist hiebei necht als die zur executiven Herein-
bringung von Geldfordernngen der Gemeinde berufene Behörde , sondern als
das mit der Verwaltung der Communal -Wasserleitung und mit der Wahrung
der Interessen dieser Gemeindeanstalt betraute Commnnalorga » eingeschritten.
Es hat den Besitzern des eingangs genannten Hauses für den Fall , als diese
die von der Commune für die Benützung der Wasserleitung erlassenen Be¬
stimmungen und speciell jene Bedingungen nicht acceptieren , unter welchen sich
die Commune in der Magistrats -Kundmachung Z . 70713 sx 1876 , respective
Z , 25109 sx 1894 verpflichtet hatte , über die im Z 1 dieser Kundmachung
festgesetzte normale Wassermenge hinaus Wasser für den außergewöhnlichen
Bedarf abzugeben , in Aussicht gestellt, dass eine Einschränkung der Wasser¬
abgabe an dieses Haus eintreten wird . Diese Verfügung wurde jedoch von
der Staatsbehörde einzig und allein ans dem Grunde beanständet und nur
insofern als gesetzwidrig bezeichnet , als sie nach Ansicht des k. k. Ministeriums
des Innern eine nicht zulässige Executionsmaßregel involviert.

Die k. k. n -ö. Statthallerei hat mit Erlass vom 22 . Mai
1901 , Z . 3234/Pr ., dem Magistrate Wien (M .-Z . 42837 sx
1901 ) Nachfolgendes eröffnet:

Das Departement ok State in Washington hat anlässlich der frei¬
willigen Resignation des bisherigen Consularagenten de, Vereinigten Staaten
von Amerika in Innsbruck , Angust Bargehr , die Auflassung dieser Consular-
agentie verfügt und sind die bezüglichen Agenden mit 8 . März 1901 vom
Generalconsulate der Vereinigten Staaten in Wien übernommen worden.

Hievon wird der Magistrat unter Bezugnahme auf den hierortigen
Erlass vom 12 . April 1893 , Z . 2823/Pr ., in Kenntnis gesetzt.

5 .
Bestellung eines neuen königlich spanischen Honorar-

Viceeonsuls in Wien.
Die k. k. n -ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 30 . Mai

1901 , Z . 3518/Pr . (M .-Z . 74103 sx 1901 ), dem Magistrate
Wien Nachfolgendes eröffnet:

Laut einer an das k. s. Ministerralhs -Präsidinm gelangten Mittheil,mg
des k. k. Ministeriums des Äußern vom II . Mai 1901 , Z . 29446/10 , ist der
mit der interimistischen Leitung des königlich spanischen Consulates in Wie»
betraut gewesene Honorar -Viceconsnl Mariano Duran y Castilla von seinen
Functionen enthoben worden.

Hievon wird infolge Erlasses des k. k. Ministenums des Innern vom
24 . Mai 1901 , Z . 8763/M . I ., und mit Beziehung auf die hierortige Er¬
öffnung vom 22 . April 1898 , Z . 2263/Pr ., hiemit Mittheil,ing gemacht.

*

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. September 1901,
Z . 5627/kr . (M .-Z . 73576/XVIlI ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . August 1901,
Z . 6126/M . I -, ist Don Augei Cortijo y Cadvrniga  zum königlich
spanischen Honorar -Vicecousul in Wien ernannt worden und hat die königlich
spanische Botschaft um Anerkennung des Genannten in seiner neuen Eigenschaft
gebeten.

Hievon wird der Magistrat mit dem Beifügen in Kenntnis gesetzt, dass
der Genannte , welcher spanischer Staatsangehöriger ist und in Wien , I ., Elisa-
bethstraße 5 , wohnt , in seiner amtlichen Eigenschaft anerkannt und zur Aus¬
übung seiner Consularfnnctionen zugelaffe » wird.

6 .
Zwangsverpachtnng und -Verwaltung von Gast und

Schankgewerben.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Mai 1901,

Z . 46837 (M .-Z . 45556/XVI1 ) :
Das Ministerium des Innern ist in Kenntnis gelangt , dass einzelne

Gewerbebehörden dem Ansinnen von Executionsgerichten um Genehmigung
von als Zwangsverwalter oder Zwangspächter für Gast - und Schankgewerbe
gerichtlich bestellten Personen aus dem Grunde nicht willfahren , weil die Ge¬
nehmigung des Betriebes eines Gast - und Schankgcwerbes durch einen Stell¬
vertreter oder Pächter gemäß § 19 der Gewerbeordnung nur aus wichtigen

1'
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Gründen erfolgen darf , ein solch wichtiger Grund jedoch in der gerichtlich
verfügten Zmangsverwaltnng oderZwangsverPachtnng nicht erblickt werde » kann.

Diese Rechtsaufsassnng der Unterbehörden konnte das Ministerium des
Innern im Einvernehmen mit dem Handelsministerium für zutreffend nicht
erkennen , da nach Z 341 Ex .-Ord . auch gewerbliche Unternehmungen aller
Art , also insbesondere auch auf Gast - und Schankgewerbe Execution durch
Zwangsverwaltung oder durch Verpacht geführt werden kann.

Da die Ausübung solcher Gewerbebetriebs durch einen Stellvertreter oder
Pächter der Genehmigung durch die Verwaltungsbehörde bedarf , so ist nach
Z 341 , Besatz 2 E .-O . der Beschluss des Executionsge ichlcs , durch welchen
der Verwalter ernannt oder die Verpachtung bewilligt wird , vor der Zu¬
stellung an die B >theiligten der zuständigen Verwaltungsbehörde zur Ge¬
nehmigung vorzulegen.

Laut der erläuternden Bemerkungen zu der Regierungsvorlage der Exe-
cutionsordnung (S . 229 , 230 ) lag dieser Bestimmung keineswegs die Ansicht
zugrunde , der Verwaltungsbehörde eine Entscheidung darüber anheimzng den,
ob im concreten Falle die Zwangsvermaltung oder Verpachtung als zulässig
zu erachten wäre , sondern der Gewerbebehörde sollte nur der gesetzlich be¬
stimmte Einfluss (Z 5b G .-O ) auf die Wahl des Stellvertreters oder Pächters
gewahrt se'ii . Wenngleich im Z 19 G . O . bestimmt ist, dass die Ausübung
des Gewerbes durch einen Stellvertreter oder Pächter an der Gewerbebehörde
nur aus wichtigen Gründen zu genelmigen ist, so kann die Frage , ob über¬
haupt eine Stellvertretung oder Verpachtung zngelassen werden soll, dann nicht
mehr zweifelhaft seni . wenn eine solche nicht pettöulichc Ausübung des Ge¬
werbes zur Dnrchfühtung einer durch das spätere Gesetz zngelassenen Excu-
tionsmaßregel nclhwendig erscheint . Es bildet vielmehr die Bewilligung der
Execution durch das Gericht den im ß 19 . Alinea 3 der Gewerbeordnung vor¬
gesehenen wichtigen Grund , bei dessen Vorliegcn die Ausübung des Gewerbes
durch einen Stellvertreter oder die Verp chtnng von der Gewerbebehörde zu
genehmigen ist.

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Mai 1901,
Z . 10579 , haben die Gewerbebehörden erster Instanz ihren bezüglichen Ent¬
scheidungen diese Nechtsanschanung zugrunde zu legen.

Das k. k. Justizministerium wurde feitet,s des Ministeriums bereits er¬
sucht, zu veranlassen , dass die Executionsgerichte von jeder Auflassung einer
bewilligten Zwangsverwaltung oder Zwangsveipachlung eines Gast - oder
Schankgcwerbes der zuständigen Gewerbebehörde elfter Instanz eine Mit¬
theilung zukommen lassen. 7.
Verpflichtung der Kraukelicassen zur Lieferung vou
Arbeiter -Verzeichnissen für die Arbeiter Unfallver-

sicher ungsanstalt.
Erlass der k. k. n . ö. Statthalkerei vom 7. Jmu 1901,

Z . 46463 (M .-Z . 48008/XVII1 ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 20 . Mai 1801,

Z . 18126 , dem an das k. k. Handelsministerium gerichteten Rekurse der
Genossenschaftskraukencaffa der Groß - und Kleinfnhrwerksbesitzer in Wien
gegen die Statthalterei -Entscheidnng vom 5. Februar 1901 , Z . 8988 , mit
welcher die Caffa in Bestätigung des Bescheides des Magistrates vom 8. Jänner
1901 , Z . 51 , verpflichtet wurde , dem Magistrate ein Verzeichnis der von zwei
Genossenschaftsmitgliedern im Jahre !900 versicherten Hilfsarbeiter vorznlegen,
im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium keine Folge gegeben , weil
dieser Auftrag in der im Z 9 der kaiserliche» Verordnung vom 20 April 1854,
R .-G .-Bl . Nr . 96 , normierten allgemeinen Zengnispflicht seine rechtliche Be¬
gründung findet.

8 .
Pfannt 'sche Knallpräparatv.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalkerei vom 13. Juni 1901,
Z . 51912 , an die k. k. Bezirkshanptmannschaft Krems (M .-
Z . 49350/X1V ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dein Erlasse vom 7 . Juni
1901 , Z . 19867 , über die an dasselbe gerichtete Eingabe des Fabriksbesitzers
Franz Pfannl  in Krems anher eröffnet , dass die von demselben erzeugten
Knallpräparate (Kapseln für Miniaturpistolen ) nicht zu jenen gehören , deren
Eizengnng und Verkauf im Sinne der dem Erlaffe des Ministeriums des
Innern vom 14 . Juli 1891 , Z . 23237 , zugrunde liegenden gesetzlichen Vor¬
schriften als verboten anzusehen sind , und dass demnach die vom Wiener
Magistrate gefällten , von der k. k. Statthallerei rücksichtlich der Kuallpräparate
im Necnrswege bestätigten Straferkenntnifse nur insofern ans gesetzlicher
Grundlage beruhen , als die fraglichen Gewerbetreibenden nicht auf Grund
einer nach Z 15 , Z . II G .-O - verliehenen Concession zum Veikaufe der
fraglichen Piäparate berechtigt waren.

In Ermanglung einer solchen Eonc . ssion fanden demgemäß die erwähnten
Straferkenntnisse ihre Begründung nicht in den Ministerial -Berordnungen
vom 20 . Februar 1852 , R .-G .- Bl . Nr . 47 , und vom 80 . September 1857,
R . G -Bl . Nr . 198 , sondern in Z 132 lit . u der Gewerbeordnung.

Die Beilagen des Berichtes vom 15 . December 1900 , Z 25825 , folgen
mit dem Aufträge zuiück , die vorgenannte Firma zu Händen chres gesetzlichen
Vertreters Dr . Josef Porz  er , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , I .,
Scholteiibastci 1, unter Rückschluss der Originalbeilagen sofort zu ver¬
ständigen.

N

Vegünstigiingsanssprnch nach Z 34 lctztcr Absatz des
Wehvgesetzes.

Cirmlar -Erlass der k. k. n.-ö. Statthalkerei vom 17 . Juni
1901 , Z . 43831 (M .-Z . 51105 XVI ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverthe digung hat mit dem Erlasse
, vom !3 . Mai 1801 , Nr . 12505/3444 II a , Uber eine , anlässlich eines be¬

sonderen Falles hierorts gestellte Anf -age eröffnet , dass in jenen Fällen , in
welchen der Begünstigungsansprnch nach Z 34 , letzter Absatz des Wehrgesetzes
zwar nach dem 1. October , jedoch vor dem thalsächlichen Einreihungstagc
entstanden ist, gemäß Z 41 erster Absatz lit . s W. G ., beziehungsweise ß 135 : 1
I!t . e W .-V ., 1. Theil , Ersatz zu leisten ist, weil die hiefüc wesentliche Vor¬
aussetzung , dass der nachträglich geltend gemachte Titel bereits zur Zeit der
Einreihung bestanden hat , erfüllt ist, während der an den erwähnten Stellen
unter Klammer enthaltene Hinweis ans den 1 . October , lediglich den regel¬
mäßigen Einreihnngstermin andentet.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften in Nieder-
österreich , den Wiener Magistrat , im Wege desselben an alle magistratische»
Bezirksämter , ferner an die Stadträthc in Wiener Neustadt und Waidhofen
a . d. Abbs.

1«.

Aoschluss vou Bauverträgen namons des Religions-
fondes oder Staatsschatzes mit Unternehmern von

Kirchen- » nd Pfarrhosbauten.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthaltern voin 25 . Juni 1901,

Z . 53302 (M .-Z . 53348/III ) :
Ans Anlass eines vo - gekommenen Falles , in welchem durch gerichtliche

llrtheile der Neligioussond als Patron einer Pfarre auf Grund des behufs
Neubaues des Pfarrdauses geschloffenen Bauvertrages nicht nur zur Zahlung
von Verzugszinsen von dem Patronalsbeilrage an den Unternehmer , sondern
dem l ' tzteren gegenüber auch zur Zahlung der die Psarrgemeinde treffende
Concnrrenztangeiite Verhalten wurde , weil der Bauvertrag nur zwischen dem
Religionsfoude und dem Unternehmer abgeschlossen war , hat sich das k. k.
Ministerium für Cultus und Unterricht laut Erlass vom 3 . Juni 190l,
Z . 21058 , zur Hintanhaltung ähnlicher Vorkommnisse zu folgenden Anord¬
nungen bestimmt gefunden:

Um in Zukunft der Ev ntnalität zu begegnen , dass von den jeweils
fälligen Verdienstzahlungen , Verzugszinsen erwachsen , werden in den Banver-
trägen beziehungsweise Banbedingnissen bei Banführnngen , an welchen der
Religionsfond oder Staatsschatz vermöge des Patronates betheiligt ist, schon
bei Festsetzung der Zahlungstermine die dementsprechenden Cantelen vorzu¬
sehen sein.

In dieser Richtung ist näml -ch einerseits die durch die vorgezeichuetc
Einholung der Genehmigung des k k. Ministeriums für Cultus und Unterricht
zur Verwendung außerordentlicher Eredite für die Flüssigmachung der einzelnen
Raten bedingte Znfristung durch einen emsprechenden Vorbehalt zu berück¬
sichtigen und dürfen andererseits jene Zahlungen , welche von der Genehmigung
des Eollaudierungselaborates durch das genannte k. k. Ministerium abhängig
gemacht werden , erst für eine » bestimmten Zeitpunkt (etwa 2 bis 4 Wochen)
nach dieser Genehmigung zngesichert werden , damit nicht schon zwischen dem
Genehmigungsacte und der Jntimation Verzugszinsen erlaufen.

Desgleichen hat das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht , was
überhaupt den Abschluss von Bauverträgen anbelangt , Folgendes anznordnen
befunden:

Namens des Religionsfondcs oder Staatsschatzes sind von den politischen
Behörden Bauverträge mit den Unternehmern von Kirchen - und Pfarrhof-
banten künftighin überhaupt nur in jenen Fällen zu schließen, in welchen der
Neligioussond oder Staatsschatz vermöge des ihm obliegenden Patronates
betheiligt ist.

Dagegen haben sich in Fällen , wo dies nicht zutrifft , oder in welchen
nur eine Subvention ans dem Neligionsfonde oder Staatsschätze bewilligt
wurde , die politischen Behörden ihrerseits überhaupt der directen Intervention
bei der Banvergebnng und beim Vertragsabschlüsse zu enthalten , und diese
Acte vielmehr den wirklich bauführenden Facwren (Kirche, Psarrgemeinde,
Privatpalron ) zu überlassen und .sich nur auf die erforderliche Überwachung zu
tusch»änken , ob den bei der Subventionsgewährung jeweils gestellten Bedin¬
gungen hinsichtlich des Projektes beziehungsweise projectsgemäßer Ausführung
des Baues , Sicherstellung der Aufbringung der Kosten und dergleichen genüge
geschieht.

Hiedurch wird der Schein vermieden , als ob die Unternehmer daun
hinterher sich mit ihren ausständigen Forderungen an die Staatsverwaltung
halten könnten , weil unter deren Intervention der Vertrag abgeschlossen oder der
Bau vergeben wurde.

Aber auch bei Bauführungln an Kirchen und Pfründengebäuden , welche
dem landesfürstlichen oder dem Patronate des Religionsfondes unterstehen
oder bei welchen der genannte Fond oder der Staatsschatz aus sonstigen
Gründen , z. B . wegen Bestreitung des überwiegenden Theiles der Baukosten,
als Bauherr einlritt , ist bei Vergebung des Baues und Abschluss des Bau¬
vertrages künftighin in der Weise vorzugehen , dass entweder:
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s ) diese Acte von dcn gehörig legitimierten Vertretern der übrigen con-
currirenden Parteien (Kirche, Pfriinderiinhaber , Pfarrgemeinde rc.) mit-
unterzeichiiet , daher im Namen sämmtlicher Betheiligten ansgefertigt
werden , oder dass

b ) wenn dies im einzelnen Falle ansnahmsweise nicht möglich oder mit be¬
sonderer Verzögerung verbunden seiusollle , derReligionsfond beziehungsweise
Staatsschatz dem Unternehmer gegenüber ausdrücklich nur für die dem
Fonde beziehungsweise Staate obliegende oder von ihm übernommene
Quote sich verpflichtet und in einem eigenen Absätze der Unternehmer
ausdrücklich erklärt , hinsichtlich der Beitragsquoten der übrigen Concurrenz-
parteien sich ausschließlich an diese letzteren zu halten und mit diesen be¬
sondere Verträge abzuschließen.

Die Modalität sub i> wird sich naturgemäß hauptsächlich ans solche Fälle
beziehen , in welchen eine Einigung über die Concurrenz noch nicht erzielt
werden konnte und dieserthalb die instanzmäßige Entscheidung einzutreten hat,
der Bau selbst sich aber als unaufschieblich darstellt , während in der Regel der
Fälle zur Vermeidung nachträglicher Complicationen daran festzuhalten ist,
dass a» die Vergebung und Inangriffnahme des Baues erst dann geschritten
werden darf , wenn die Concurrcnzfrage vollständig ausgetragen ist.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat,
die Stadträthe Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Mbs in Kenntnis
gesetzt.

LI.
Ausscheidung des Clintons Bern aus dem Sprengel

des General -Consnlates in Zürich.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 5. Juli 1901,

Z . 4287/ ? r . (M .-Z . 56296 ) :
Das Ministerium des Äußeren hat sich ans Gründen der Zweckmäßigkeit

bestimmt gefunden , den Cantvn Bern , der bisher dem Sprengel in Zürich
zugewiesen war , aus diesem Amtsbezirke auszuscheiden und in Bezug ans die
consularischen Agenden direct der k. u . k. Gesandtschaft in Bern zu unterstellen.

Über Erlass des Ministeriums des Innern vom 28 . Juni 1901,
Z . 4770/M . I ., werden hievon die Herren Vorstände sämmtlicher Bezirkshaupt¬
mannschaften in Niederösterreich , die k. k. Polizei -Direction in Wien , der
Wiener Magistrat , die magistratischen Bezirksämter in Wien und die Stadt¬
räthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Mbs in Kenntnis gesetzt.

LS
Abfuhr der zur ratenweise « Tilgung gelangten , an
Besitzer verlauster Weingärten gewährten Darlehen.

Note des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk
vom 5. Juli 1901 , Z . 14123:

Über die Anregung des Bezirksamtes für den XIX . Bezirk hat die n .-ö.
Statthalterei mit dem Erlasse vom 15 . März 1901 , Z . 16811 , und der n .-ö.
Landesausschuss mit dem Erlaffe vom 11 . Juni 1901 , Z . 32010 , angeordnet,
dass die Abfuhr der zur ratenweisen Tilgung gelangten unverzinslichen , an
Besitzer verlauster Weingärten vom k. k. Ärar und niederösterreichischen Landes-
fonde gewährten Darlehen in der Weise zu geschehen hat , dass die am 31 . De-
cember des betreffenden Jahres einlangenden Darlehensraten im Laufe des
darauffolgenden Jahres , jedenfalls aber vor Schluss dieses Jahres au die
Niederösterreichische Landeshauptcassa , respective an das Niederösterreichische
Landes -Öbereinnehmeramt abzuführen sind.

I».
Genaue Adressenangabe auf amtlichen Sendn « gen
au in den Vereinigten Staaten von Nordamerika sich

aufhaltende Österreicher.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 6. Juli 1901,

Z . 56172 (M .-Z . 56705/XVI ) :
Laut einer an das k. k. Ministerium des Innern gelangten Mitlheilung

des k. und k. Ministeriums des Äußern wird ,die Zustellung amtlicher Schrift¬
stücke, wie Einberufungskarten u . dgl . an Österreicher , welche sich in den
Vereinigten Staaten von Nordamerika aushalten , vielfach dadurch sehr erschwert
oder unmöglich gemacht , dass solche Sendungen häufig entweder ungenaue
oder fehlerhafte Adressen enthalten.

Eine genaue Adressenaugabe ist aber gerade für die Vereinigten Staaten
aus dem Grunde besonders wichtig , weil es daselbst einen polizeilichen Melde¬
zwang nicht gibt und obendrein unsere Staatsangehörigen , ihrem Erwerbe
nachgehend , den Wohnort oft wechseln und daher in den Stadt - und Land-
adressbllchern , welche die einzigen Behelfe für die Eruierung der Adressaten
bilden , nicht Vorkommen.

Unter diesen Umständen verursachen die Nachforschungen dcn k. und k.
Consularämtern häufig viele , und zwar erfolglose Mühe und erhebliche , unnütze
Postportoauslagen.

Um diesem Übelstande vorzubeugen , ist über Erlass des k. k. Ministeriums
des Innern vom 10 Juni 1901 , Z . 17419 , auf eine sehr genaue Adressierung

der Sendungen , deren Zustellung im Wege der k. nud k. Consulacämter in den
Vereinigten Staaten erfolgen soll, sorgfältig zu achten ; sollten irgendwelche
Angehörigen der Adressaten Briefe der letzteren in Händen haben , auf welchen
die Adresse derselben angegeben ist, so wäre es sehr zweckmäßitg — voraus¬
gesetzt natürlich , dass die Eigenthümer der Briefs damit einverstanden sind —
den betreffenden Theil des Briefes abzuschneiden und die Adressenangabe im
Original anzuschließen.

Ferner empfiehlt es sich, den betreffenden Consularämtern das Glaubens¬
bekenntnis und die Nationalität des Adressaten mitzutheilen , da diese Daten
die Eruierung desselben durch Nachfrage bei den Geistlichen des betreffenden
Glaubensbekenntnisses , beziehungsweise bei den bezüglichen nationalen Ver¬
bindungen erleichtern können.

Dieser Erlass ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich,
den Wiener Magistrat , die Stadträthe in Wiener -Neustadt nud Waidhofen
an der Mbs , die k. k. Polizei -Direction in Wien.

14 .
Krankenversicherniig von Mitglieder « aufgelöster

Betriebskrankencasseu.

Erlass der k. k. n.-ö. Statlhalterei vom 7. Juli 1901,
Z . 57042 (M .-Z . 56701/XVIII sx 1901 ) :

Die Bezirkskrankencassa in Floridsdorf hat an das k. k. Ministerium des
Innern die Anfrage gestellt:

1. ob Personen , welche einer aufgelösten Betriebskrankencassa angehört
haben und vom Unternehmer wegen Austrittes aus der Beschäftigung bei der
an Stelle der elfteren getretenen Bezirkskrankencassa nicht mehr angemeldet
wurden , die Mitgliedschaft bei der letzteren durch Fortzahlung der Beiträge im
Sinne des Z 13 , Punkt 2 des Krankenversicherungsgesetzes erwerben können,
sofern vom Austritte ans der Beschäftigung bis zu dem Zeitpunkte , in welchem
die Bezirkskrankencassa an Stelle der Betriebskrankencassa getreten ist, vier
Wochen noch nicht abgelanfen sind;

2 . ob die Bezirkskrankencassa verpflichtet ist, Ansprüche von Personen,
welche einer aufgelösten Betriebskrankencassa angehört haben und wegen Aus¬
trittes aus der Beschäftigung bei der elfteren nicht mehr angemeldet wurden,
zu befriedigen , sofern sie in der im Z 13 , Punkt 3 des Krankenversicheruugs-
gesetzes bezeichneten Art begründet erscheinen.

Hierüber hat das k. k. Ministerium des Innern mit Erlass vom 19 . Jnni
1901 , Z . 8498 , unvorgreiflich der Entscheidung im concrelen Falle Nachstehendes
eröffnet:

In den vorstehenden Anfragen hat die Bczirkskrankencafsa offenbar
Personen vor Augen , die einer Betriebskrankencassa angehört haben und
wegen ihres vor durchgesührter Auflösung dieser Cassa erfolgten Arbeits¬
austrittes bei der Bezirkskrankencassa nicht angemeldet wurden , also Personen,
welche die Mitgliedschaft bei der Bezirkskrankencassa nicht erworben haben.

Da nun das Krankenverficherungsgesetz andere Arten der Erwerbung der
Mitgliedschaft bei einer Bezirkskrankencassa als durch Ausübung einer die
Versicherungspflicht begründenden Beschäftigung oder durch Aufnahme als
freiwilliges Mitglied nicht kennt , so muss die sä 1 gestellte Anfrage verneint
werden , zumal die daselbst bezogene Bestimmung des Z 13 , Punkt 2 des
Krankenversicherungsgesetzes nicht von der Erwerbung , sondern von der Bei¬
behaltung der bereits erworbenen Mitgliedschaft spricht.

Rllcksichtlich der Anfrage sä 2 wird bemerkt , dass Unterstützungsansprüche,
die vor der Auflösung einer Betriebskrankencassa entstanden sind (zu denselben
sind auch solche Ansprüche zu zählen , die in der Bestimmung des Z 13 , Punkt 3
des Krankenversicherungsgesetzes begründet erscheinen ), gemäß der Bestimmungen
der ZZ 40 Schlussabsatz beziehungsweise 49 letzter und vorletzter Absatz des
Krankenversicherungsgesetzes aus den Mitteln der aufgelösten Betriebskranken¬
cassa und , falls diese nicht ausreichen , vom Betriebsnnternehmer zu decken sind.

15 .
Agenten oder Bureanx z»r Vermittlung von Aus¬

gleichen insolventer Kanflente u . dgl.
Circular -Etlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12 . Juli

1901 , Z 5617 (M .-Z . 59237/XVII ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat aus einer Eingabe der Handels-

uud Gewerbekammer in Wien entnommen , dass über den rechtlichen Charakter
der von einzelnen Agenten oder Bureanx gewerbmäßig betriebenen Vermittlung
von Ausgleichen insbesondere insolventer Kanflente oder Gewerbetreibender
mit ihren Gläubigern — bei einzelnen Gewerbebehörden Zweifeln bestehen.

Aus diesem Anlasse hat sich das k. k. Ministerium des Innern bestimmt
gesunden , im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium bekanntzngeben,
dass nach Ansicht der betheiligten Ministerien die Zulässigkeit solcher Be¬
schäftigungen oder Unternehmungen nicht nach den Vorschriften der Gewerbe¬
ordnung , sondern nach dem Erlasse des Staatsministeriums vom 28 . Februar
1863 , Z . 2306 , zu benrtheilen ist.

Denn die Vermittlung eines solchen Ausgleiches stellt sich, selbst in dem
Falle , wenn es sich um einen Ausgleich zwischen einem Kaufmanns und seinen
Gläubigern handelt , keineswegs als eine Vermittlung „in Handelsgeschäften " ,
sondern als eine Intervention dar , welche lediglich die Abwicklung der ans
bereits abgeschlossenen Geschäften sich ergebenden Verpflichtungen bezweckt.
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Gemäß Art . V, lit . 1 des Kundmachnngspatentes zur Gewerebordnnng
sind aber alle Unternehmungen von Privakgeschäflsvermittlungen in anderen
als Handelsgeschäften von den Bestimmungen der Gewerbeordnung ausge¬
nommen , und bedingt der Staatsministerial - Erlass vom 28 . Februar 1863,
Z . 2306 , für die Ausübung einer solchen Unternehmung die Erlangung einer
besonderen Bewilligung der Landcsstellc , welche ausdrücklich auf die Ver¬
mittlung von Ausgleichen insolventer Personen lauten müsste.

Da sonach der gewerbsmäßige Betrieb einer solchen Beschäftigung oder
Unternehmung ohne besondere Bewilligung dem in der Ministerial -Verordnung
vom 30 . September 1857 . R .- G .- Bl . Nr . 98 , angedrohten Strafen unterliegt,
werden die zur Durchführung des Strafverfahrens berufenen politischen Bc-
zirksbehörden angewiesen , der unbefugten Thätigkeit solcher Agenten der Unter¬
nehmungen , sowie einer etwa durch Ausübung einer solchen Vermittln » gs-
thätigkcit stattfindenden Überschreitung der Berechtigung befugter Geschäfts¬
vermittler durch sofortige Einleitung des Strafverfahrens entgegenzutreten
und hiebei insbesondere auch jene häufig vorkommenden Fälle nicht außeracht
zu lassen , in welchen versucht wird , den Betrieb derartiger Vermittlungen
durch Ausstellung und Übernahme von Vollmachten der Cessionen zn ver¬
schleiern.

Das k. k. Justizministerium hat die Gerichte angewiesen , diesbezügliche
Wahrnehmungen den zuständigen politischen Behörden I . Instanz mitzutheilen.

Bei Jnstrnierung allsälliger Gesuche um Ertheilung der Bewilligung
zur Vermittlung von Ausgleichen ist sich im Sinne des mehrerwähnten Staats-
ministerial - Erlasses gegenwärtig zu halten , dass die Ertheilung von Privat-
agenticn überhaupt auf ganz besonders berückfichtigungswürdige Fälle zu
beschränken und bei der Entscheidung das Vorhandensein eines wirklichen Be¬
darfes strenge zu prüfen ist. Es wird hiebei in elfterer Hinficht nicht außeracht
zu lassen sein , dass eine solche vermittelnde Thätigkeit , wenn dabei nicht mit
größter Vorsicht Vorgängen wird , stets den Schuldner in die imminente Gefahr
bringt , sich des Vergehens nach der allgemeinen Norm des ß 486 St .- G.
durch Contrahierung neuer Schulden , Leistung von Zahlungen , Anweisung
von Bedeckungen oder des Vergehens nach Z 486 , lit . Z St .-G . schuldig zn
machen , dass es daher nur Personen von höchster Vertrauenswürdigkeit zu-
getraut werden kann , diese vermittelnde Thätigkeit ohne Gefahr der eigenen
strafbaren Mitschuld an diesem Vergehen auszuüben . Bei Beurtheilung des
Bedarfes wird einerseits auf die im betreffenden Orte oder Bezirke bereits
vorhandenen Notare , öffentlichen und Privatagenten und andererseits ans die
Zahl der zur berufsmäßigen Parteieuvertretung befugten Advocaten , sowie auf
den Umstand Bedacht zu nehmen sein, dass di - Ausübung der Befugnis der
Advocaten örtlich nicht beschränkt ist.

Hievon werden zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 15 . Juni 1901 , Z . 38555 sx 1900 , alle Bezirkshauptmannschaften , der
Wiener Magistrat , die magistratischen Bezirksämter und die Stadträthe in
Waidhofen a . d. Abbs und Wiener -Neustadt zur Danachaibtuug in Kenntnis
gesetzt.

1«.

Beamtshandlrmg der «ach H 61 des Kranken¬
versicherungsgesetzes von den Krankeueassen zu
erstattenden Anzeigen über den Austritt von Mit

gliedern.

Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12. Juli
1901 , Z . 60480 (M .-Z . 58903/LVI1I ) :

Hinsichtlich der Handhabung der Bestimmung des Z 61 K.-V .-G . bat
das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom l . Juli 1901,
Z . 20014 , eröffnet , dass seitens der Politischen Behörden zwar nicht aus die
buchstäbliche Ausführung dieser gesetzlichen Bestimmung zn dringen ist, dass
jedoch jene der im Z 61 bezeichneten Krankencassen , bei welchen der Austritt
auch während der Dauer der versicherungspflichtige » Beschäftigung erfolgen
kann — also die Betriebs - und Vereins - Krankencassen beziehungsweise regi¬
strierten Hilfscassen — umso nachdrücklicher anzuweisen sind , solche Fälle , wenn
sie ihnen bekannt werden , der Politischen Behörde zur Anzeige zu bringen.

Diese dem Wortlaute des Gesetzes gegenüber einschränkende Inter¬
pretation findet laut dieses Erlasses ihre Rechtfertigung in dem Grundsätze,
dass keine gesetzliche Norm in einer den offenbaren Absichten des Gesetzes
widerstreitenden Art ausgelegt werden darf , dass bei dieser Bestimmung nicht
subjective Parteienrechle , sondern nur öffentliche Interessen in Frage kommen,
dass mit der normierten Verpflichtung gewisse Evidenzzwecke erreicht werden
solle», und dass diese Zwecke bei buchstäblicher Anwendung nicht erzielt
werde » .

Denn cs ist klar , dass dann , wenn jede der im ß 61 bezeichneten Tassen
jeden unter was immer für Umständen erfolgten Austritt eines Mitgliedes
der politischen Behörde anzeigen , beziehungsweise nur die Thatsache des Aus¬
trittes zur behördlichen Kenntnis bringen würde , es geradezu unmöglich wäre,
jede Anzeige zum Anlasse von Erhebungen zu machen und in jedem einzelnen
Falle nachzuforschcn , unter welchen Ümständen der Austritt erfolgt ist , in
welche neue Beschäftigung das Mitglied eingetreten ist und ob der neue
Arbeitgeber seine Anmeldepflicht erfüllt hat.

Infolge dieser „Verhältnisse hat die Praxis wenigstens theilweise diese
Verpflichtung außer Übung kommen lassen . Und doch gibt es eine allerdings
nur beschränkte Anzahl von Fällen , in welche» die Meldepflicht der im Z 61
bezeichneten Krankencassen die im Z 31 umschriebene Anzeigepflicht des Arbeit¬
gebers geradezu ergänzt . Z 31 verpflichtet nämlich den Arbeitgeber , den Eintritt

in die Beschäftigung und den Austritt aus derselben anzuzeigen . Es muss
daher von der Bestimmung des Z 61 Gebrauch gemacht werden , wenn der
Austritt ans einer der daselbst bezeichneten Krankencassen , beziehungsweise ans
der dem Gesetze entsprechenden Versicherung bei einer solchen Cassa ohne
gleichzeitigen Wechsel der versichernngspflichtigen Beschäftigung erfolgt . Ist der
Cassa ein solcher Fall bekannt , oder musste er ihr bekannt sein, so wird sie
die Anzeige zu erstatten haben.

Bei einer solchen eingeschränkten Handhabung des Z 61 wird es den
Behörden möglich sein, von den Anzeigen einen entsprechenden Gebrauch
zu machen.

17.

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Breznobämya.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 14 . Juli 1901,
Z . 60820 (M .-Z . 58904 ) :

Laut Mitthcilung des königlich ungarischen Handelsministeriums vom
7. Mai 1901 , Z . 26820 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem
Gebiete der Stadt Breznöbünya (Bries ) im Altsohler Comitate unter Auf-
rechthaltnng der im § 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern ge¬
wisser Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
23 . Juni 1901 , Z . 21083 , mit Beziehung ans Z 10 des Hausterpatcntes alle
k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat und sämmtliche magi¬
stratischen Bezirksämter , die Stadträthe Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d.
Ubbs und die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

18.

Gerneindeznschläge.
Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlasse vom 16 . Juli 1901,

Z . 46865 , die Verfügung getroffen , dass in Hinkunft alljährlich die Höhe
lAusmaß , Pcrccnl ) der Landes - , Gemeinde - und aller anderen , wie immer
benannten Beiträge (Bezirkssonds -, Schul - , Bequartiernngs -, Wasserleitungs¬
beiträge rc .), welche entweder von der Zinssteuer oder vom richtiggestellten
Zinse eines steuerpflichtigen Hauses in den autonomen Städten des hiesigen
Verwaltungsgebietes für das jeweils laufende Jahr zu entrichten sind , dort¬
hin nachgewiesen werden , und zwar sofort nach der definitiven Festsetzung der
Höhe der einzelnen Zuschläge . (M .-Z . 63857/XVII .)

1».
Abgabe von Tabakextract an den österreichischen

Gärtnerverband.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthallerei vom 17. Juli 1901,
Z . 56155 (M .-Z . 59569 ) :

Das k. k. Finanzministerium hat laut Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 11 . Juni 1901 , Z . 9129 , im Einvernehmen mit dem ge¬
nannten Ministerium und dem k. k. Handelsministerium über Antrag der k. k.
General -Directiou der Tabak -Regie mit dem Erlasse vom 13 . April 1901,
Z . 13847 , dem Allgemeinen österreichischen Gärtnerverbande in Wien gestattet,
den Extract im denaturierten Zustande von der Tabak -Hauptfabrik in Hainburg
unter den vorgeschriebenen Modalitäten , insbesondere auch zu den bisherigen
Preisen im großen zu beziehen und dieses Mittel ohne weitere Formalitäten
an die Gartenbau - und landwirtschaftlichen Vereine , sowie an deren Mitglieder
zu landwirtschaftlichen beziehungsweise Gärtnereizwecken abzugeben.

Diese Bewilligung wurde an die Bedingung geknüpft , dass der Verband
mit Schluss eines jeden Johres der k. k. Geueral -Direction der Tabak -Regie
Nachweisen wird , wie viel Tabakextract im ganzen bezogen und an welche
Vereine und Personen verabfolgt wurde.

Ferner hat der erwähnte Verband seine den Tabakextract (im dena¬
turierten Zustande ) beziehenden Mitglieder ausdrücklich darauf aufmerksam zu
machen , dass dieser Extract laut Ministerial -Verordnung vom 23 . März 1895,
N .-G .-Bl . Nr . 45 , als gisthältige Substanz zu betrachten ist, daher in Gemäß¬
heit der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876 , R .-G .-R . Nr . 60 , §§ 10
und 3 , jedermann , der im Besitze von Tabakextract ist, dafür zu sorgen hat,
dass bei dieser Gebarung mit demselben jede Gefahr für Gesundheit und
Leben anderer hintangehalten , und dass dasselbe , insbesondere von allen
Genuss - und Heilmitteln ferngehalten und nicht unter der Hand weiter ab¬
getreten werde.

Die Abgabe des Tabakextractes seitens des Gärtnerverbande « an einzelne
Mitglieder soll nur in wohlverwahrten und versiegelten Gefäßen , welche in
auffälliger Weise mit der Aufschrift „ Tabakextract " „ giftig " versehen sind,
erfolgen.

Hievon werden die unterstehenden Bezirkshauptmannschaften und der
Wiener Magistrat unter Bezugnahme auf die hierämtlichen Erlässe vom
26 . Februar 1897 , Z . 15747 , und vom 20 . Juni 1899 , Z . 47004 , mit dem
Beifügen in die Kenntnis gesetzt, dass es in den gedachten Fällen von der
Einholung einer Bewilligung der politischen Behörde erster Instanz zum
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Bezüge von Tabakextract abzukommcn hat , ferner dass von den in Frage
kommende » Gartenbau - und landwirtschaftlichen Vereinen über die von den¬
selben abgegebenen Gewichtsm ngen von Tabakextract eine Vormerkung zn
führen ist. 2«.
Übertretungen der Gewerbeordnung sind von der
Zuständigkeit des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes

ausgeschlossen.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17. Juli 1901,

Z . 59111 (M .-Z . 60026/XVI1I ) :
Tei Magistrat wird über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom

26 . Juni 1901 , Z . 22857 , in Kenntnis gesetzt, dass der k. k Verwaltungs-
gerichtshof laut Mittheilung vom 28 . Mai 1901 . Z 2529 , die eingebrachte
Beschwerde der Genossenschaften der Grog - und Kleinfuhrweiksbesitzer gegen
die Entscheidungen des k k. Ministeriums des Innern stctto . 3 . Jänner 190t,
Z 46072 , clckto. 8 Jänner 1901 , Z . 45254 , ckäto . 9 . Jänner 1901 , Z . 41540,
und ästto . 17 . Jänner 1901 , Z . 681 , betreffend Strafamtshandlnngen wegen
unbefugten Gewerbebetriebes nach den Zß 21 und 48 des G .setzcs vom
22 . October 1875 , R -G . Bl . Nr . 36 e-r 1876 , ohne weiteres Verfahren znrück-
gewiesen hat , weil Polizeistrafsachen , zu welchen auch die Übertretungen der
Gewerbeordnung gehören , nach Z 48 leZ . eit . derzeit von der Zuständigkeit
des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen sind.

Von dieser Erledigung sind die magistratische » Bezirksämter für den
XIV . . XIX . , X und I . Bezük mit Beziehung auf die hierortigcn Erläffe vom
16 . Jänner 1901 , Z . 1323 , 19. Jänner 1901 , Z . 2819 , 21 . Jänner 1901,
Z . 3130 , und vom 5 . Februar 190l , Z . 5688 , zn verständigen.

21 .

Niederland »rsetzt keine Berpftegskosten.
Circular -Erlass der k. k. n. ö. Soitthalterei vom 29 . Juli

1901 , Z . 66931 (M .-Z . 32000/X VI) :
Wie das k k. Ministerium mit Erlass vom 15 . Juli >901 , Z . 6776,

eröffnet , hat das königlich niederländische Ministerium des Äußern laut e nes
Berichtes der k. u . k. Gesandtschaft Haag anlässlich einer von einer öster¬
reichischen Behörde übermittelten Verpflegskostenrelation die Erklärung abge¬
geben , dass die königlich niederländische Regierung niemals von fremden
Regierungen den Ersatz d-r Kosten verlangt , die ihr durch die Verpflegung
mittelloser Kranker erwachsen , daher ab .r auch znm Ersätze solcher Kosten an
answärti e Staaten nicht verpflichtet ist.

Hievo » werden der n .-ö. La desansschnss , dann alle politische » Bezirks-
behördeu in Nnderösterreich verständigt

22 .
Sonntagsruhe im Baugewerbe.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 30 . Juli 1901,
Z . 52812 (M -Z . 64099/XVII ) :

Der deutsche Verband der Bantechniker Österreichs hat beim k. k. Handels¬
ministerium unterm 29 . April 1901 eine Eingabe überreicht , in welcher über
die mangelhafte Befolgung der Vorschriften über die gewerbliche Sonntags¬
ruhe in den Baubureanx Klage geführt wird.

Im Hinblicke auf die Ausführungen dieser Eingabe hat das genannte
Ministerium nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des
Innern mit dem Erlasse vom 16 . Mai 1901 , Z . 22111 , eröffnet , dass in den
Bureaux der unter die Gewerbeordnung fallenden Baugewerbsbetriebe die
Vorschriften über die gewerbliche Sonntagsruhe mit den für die Comptoir-
arbcit im allgemeinen geltenden Aus , ahmen einzuhaltcn sind , einerlei , ob die
in diesen Bureaux beschäftigten Personen zu den gewerblichen Hilfsarbeitern
im technischen Sinne der Gewerbeordnung oder zu den für höhere Dienst¬
leistungen bestimmten Angestellte » (Z 73 Schlussalinea der Gewerbeordnung)
zählen , weil das gesetzliche Gebot der gewerblichen Sonntagsruhe den betreffen¬
den Geweidebetrieb objectiv — als Ganzes — und nicht bloß die inncihalb
eines Gewerbebetriebes angestcllten gewerblichen Hilfsarbeiter trifft.

23 .

Gewerbsmäßiger Betrieb von Gutschein »» »»ach den»
sogenannte »» Hydra oder Schneeballensysten ».
Circular -Erlass der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 2. August

1901 , Z . 51012 (M -Z . 64779/XVIl ) :
Mit dem Urtheile vom 14 . Februar 1901 hat das deutsche Reichsgericht

den gewerbsmäßigen Vertrieb von Gutscheinen »ach den, sogenannten Hydra-
(Gclla -Schneeball -Lawinen -) Systeme , als nach dem H 286 , Absatz 2 des
deutschen Strafgesetzes und dem Z 22 ff. des Reichsstempelgesetzes strafbar
erklärt.

Der Z 286 R .-St .- G . lautet:
„Wer ohne obrigkeitliche Erlaubnis öffentliche Lotterien veranstaltet , wird

mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zn 300 Mark
bestraft.

Den Lotterien sind öff ntlich veranstaltete Ausspielungen beweglicher
oder unbeweglicher Sachen gleich zu achten ."

Das Reichsgericht erblickt in dem Umstande , dass die Erwerbung der
in Frage kommenden Ware von dem zufälligen Verkaufe der Coupons abhängig
ist, die Kriterien einer öffentlich veranstalteten Ausspielung beweglicher Sachen.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat,
die Stadlräthe Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Thaya , die k. k.
Polizei -Direction und die n .-ö. Handels - »nd Gewerbekammer in Wien mit
dem Bemerken in Kenntnis gesetzt, dass das k. k. Justizmiuister .um das Urtheil
im Wege des Justizministeiial Verordnungsblattes den Gericht . » und Staats¬
anwaltschaften bekanntbegeben hat.

Diese Publikation ist in der Ausgabe dieses Verordnungsblattes vom
31 . Mai 1901 , Stück X , thalsächlich erfolgt und ist die fragliche Entscheidung
auch für die österreichischen G .richte u td Staatsanwaltschaften von Bedeutung.

24 .

Meidling der L , hrliiige bei Gewerbe -Genossenschaften
nnd Lehriings Krankencassen.

Normal -Erlass der k. k. n.-ö. Stallhallerei vom 3. August
1901 , Z . 67288 (M .-Z . 65053 , XVIII ) :

Unter Berufung auf eine Entscheidung des k. k. Hand lsniinisterinms
vom 18 . October 1800 , Z . 47229 , wonach auch die im zweiten Absätze des
Z 99 der Gewerbeordnung gegebenen Vorschriften über den Vorgang be , Ab¬
schluss der Lehrverträge und über deren Verzeichnung in einem von der
Gewerbe -Genossenschaft zn führenden Protokollbuche nur für die Aufnahme
minderjähriger L. hrlinge gelten , hat die k. k. Bezirlshanptmaunschaft die An¬
frage gestellt , ob mit dem h. o. Erlass vom 20 . Mal 1901 , Z . 40871 , be¬
absichtigt war , die Anwendung der Bestimmungen des Z 99 der Gewerbe¬
ordnung auch auf die Aufnahme großjähriger Lehrlinge herbeizuführen.

Hierüber wird der k. k. Bezükshauptmannschaft eröffnet , dass eine solche
Absicht hierorts keineswegs bestand ; bei der Seltenheit der Fälle , dass Lehrlinge
bei ihrer Aufnahme schon eigeuberechtigt sind , ist auf dieselben bei den h . o.
Weisungen bloß nicht ausdrücklich Bezug gmommen worden.

Äird auf diese Fälle Rücksicht genommen , so e hellt die Unzulänglichkeit
der bestehenden gesetzlichen Vorschriften für eine genaue Evidenzführung über
die Lehrlinge seitens der Genossenschaften nmsomevr.

Da aber diesem Mangel seitens der Genossenschaften selbst durch Aus¬
nahme statutarischer Bestimmungen über die Meldepflicht der Lehrherren ab-
geholfen werden könnte , unter gleichzeitiger Festsetzung von Ordnungsstrafen
auf Grund d. s Z 125 der Gewerbeordnung für Lehrherren , welche die Auf¬
nahme eines Lehrlings nicht gleich bei der Genossenschaft melden , so wild die
k. k. Bezirkshanptmannschaft in Ergänzung des vorbezeichneten h. o. Erlasses
angewiesen , auf die Genossenschaften des Bezirkes einznwirken , damit sie
derartige Bestimmungen in das Statut der Genossenschaft beziehungsweise
ihrer Lehrlings Krankencaffa aufnehm n.

23 .

Berkehr ans der Aspernbrücke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 14. August

1901 (M .-Z . 61978/V ) :
Auf Grund des Z 100 des Wiener Gemeindestatutes (Landesgesetz vom

24 . Mäiz 1900 , Landcsgesitzblatt Nr . 17 ) wird der Verkehr von schweren
Lastfuhrwerken über die Aspernbrllcke , ferner der Passantenverkehr auf der
Fahrbahn und jede größere Menschenansammlung auf der Brücke verboten.

Die Übertretung dieses Verbotes wird au dem Schuldtragenden gemäß
Z 100 des Wiener Gemeiudestatutes mit einer Geldstrafe bis zum Betrage
von 400 X (oder mit Arrest bis z» 14 Tagen ) geahndet.

Diese Verordnung tritt sofort in Wirksamkeit.
Das mit der Kundmachung vom 4. Jänner 1900 ast Z . 199209 er

1899 erlassene Verbot des Schnellfahrens aus der Aspernbrllcke bleibt auch
weiterhin aufrecht.

2«.
Handel mit Antimoni »».

Das magistratische Bezirksamt für de» IV . Bezirk hat mit Bescheid vom
16 . August 1900 , G .-Z . 14730 , dem Inhaber einer Handelsagentie Friedrich
Wolfgang Schlieper die angesuchte Concessiou znm Handel mit dem Gifte
„Antimonin " (eine Verbindung vom milchsaurem Kali nnd milchsanrem
Antimon ) im IV . Bezirke , Favoritenstraße 20 b , zu ertheileu befunden.

Bei der Ausübung dieser Befugnis hat derselbe die in Betreff des Ver¬
kehres mit Giften bestehenden Ministcrial -Berordnungen vom 21 . April 1876,
R -G .-Bl . Nr . 60 , nnd vom 2. Jänner 1886 , N .-G .-Bl . Nr . 10 , genau zn
befolgen , und etwaige den Geschäftsbetrieb betreffende Veränderungen recht¬
zeitig anznzeigen.

Diese Concessiou wurde unter der Zahl 732/6 i » das Gewerberegister
eingetragen.
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27 .
Über das Verhalten gegenüber dem Fuhrwerke der

Feuerwehr.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August 1901,

M .-Z . 1671/XIV:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatntes für Wien vom 24 . März

1900 , L. G .- und V .- Bl . Nr . 17 , wird ungeordnet:
Fußgänger , Radfahrer , Reiter und Leuker von Fuhrwerken aller Art,

einschließlich der Automobile , haben den Fahrzeugen der Feuerwehr und den
von derselben benützten Mietwagen beim Ertönen der üblichen Signale die
Bahn freizugeben und zu diesem Zwecke anszuwcichen , oder wenn dies nicht
möglich sein sollte , je nach Umständen entweder stehen zu bleiben oder vor-
beziehungsweise seitwärts zu eilen und an der nächst gelegenen Stelle das
Fuhrwerk der Feuerwehr voibeizulassen.

Übertretungen dieser Anordnung werden nach Z 100 des Gemeinde-
statntes für Wien mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 X oder mit
Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

28 .
Verkehr des Fuhrwerkes in der Rochnsgasse in«

löl Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August 1901,

M .-Z . 56738/X1V:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatntes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G .- und V .-Ll . Nr . 17, wird der Verkehr des schweren Fuhrwerkes,
sowie der Omnibus - (Stell - )Wagen im III . Bezirke durch die RochnSgasse in
der Richtung von der Ungargasse zur Landstraße Hauptstraße und in der
Sechskrügelgasse in der Richtung von der Landstraße Hauptstraße zur Ungar¬
gasse verboten.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit , gleichzeitig tritt die
Kundmachung vom 14 . März 1901 , Z . 14450 , außer Kraft.

Übertretungen dieses Verbotes werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

2S.
Verkehr des Schwerfuhrwerkes in der Geringergasse

im H . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August >901,

M .-Z . 616I3/XIV:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatntes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr des schweren Fuhrwerkes
im XI . Bezirke durch die Geringergaste in der Richtung von der Kaiser-
Ebersdorferslraße zur Simmeringer Haide verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach H 100 des Gemeindestatntes
mit Geldstrafen zu Gunsten des allgemeinen Versorgungssondes bis zum
Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

30 .
Regelung des Verkehres des Lastenfnhrwerkes iu

der Alleegasse im V I . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August 1901,

M .-Z . 65833/XIV:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17, wird der Verkehr des Lasteufuhrwerkes in
d>rn Theile der Alleegasse von der Goldegggaste bis zum Wiedeuergüitel im
IV . Gemeindebezirke nach beiden Richtungen verboten , und hat das vom
Karolinenplatz zum Wiedenergürtel verkehrende Lastenfuhrwerk die Goldegggasse
und Luisengasse zu benützen.

Die Zu - und Abfuhr von Lasten für Parteien oder Gewerbetreibende
in diesem Straßentheile wird von dem Verbote nicht getroffen.

Übertretungen dieses Verbotes werden mit Geldstrafen bis zum Betrag:
von 400 X oder mit Arrestftrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

SI.
Fnhrwerksverkehr Am Hof , auf der Freyung und
am Judcnplatze im I . Bezirke während der Nacht-

märkte.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August 1901,

M .-Z 96944/XV:
Auf Grund des H 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , werden behufs Regelung des Fuhrwerks-
verkebres während der Nachtmärkte Am Hof , aus der Freyung und am Juden
platze in der Zeit von >2 Uhr nachts bis 6 Uhr morgens nachstehende
allgemeine Anordnungen beziehungsweise Verbote erlassen:

1 . Die Zufahrt der auswärtigen Producenten und der Gärtner zu
obigen Marktplätzen darf erst um 12 Uhr nachts erfolgen ; zur Zufahrt auf
den Markt Am Hof darf nur die Bognergasse , der Heidenschuss oder die
Färbergasse benützt werden.

2 . Sämmlliches Fuhrwerk darf Am Hof nur in einer Richtung , und
zwar vom Gebäude des Kriegsministeriums gegen die Drahtgasse , beziehungs¬
weise von der Feuerwehrkaserne gegen das Gebäude der k. k. priv . österr.
Creditaustalt für Handel und Gewerbe verkehre » .

3 . Die Färbergasse darf nur iu der Richtung zum Markte , die Fütterer-
s gaste und der Schulhof nur in der Richtung vom Markte , die Drahtgasse nur

m der Richtung vom Hof gegen den Judenplatz befahre » werden . Diese Be-
^ stimmung gilt für Fuhrwerke aller Art.

4 . Auf den allgemeinen Durchzugsstraße » obgeuannter Marktplätze und
auf den Wagenausstellungsplätzeu in den wichtigeren Verkehrsstraßen um diese

! Marktplätze muss stets so viel Raum unverstellt bleiben , dass mindestens zwei
Wagen nebeneinander anstandslos verkehren können.

5 . Während der Zu - und Abfahrt der Marktfnhrwerke ist das Umkehren
i der Fuhrwerke auf den Marktplätzen verboten und dürfen die Marktwagen

daselbst nur so lange stehen bleiben , als zum Auf - oder Abladen der Waren
unbedingt nothwendig ist ; Fuhrwerke , welche Waren oder andere Utensilien
vom Markte wegzuführen haben , dürfen erst dann auf denselben einfahren,
bis die abzuholenden Gegenstände zum Verladen zusammcngetragen sind.

6 . Das Stehenlassen von Wagen aller Art vor den Häusern Freyung 8
und Nenngasse 2 ist von 1 Uhr nachts bis 6 Uhr morgens untersagt.

7 . Mil der Zufuhr der für den Markt Am Hof bestimmten Waren
darf seitens der Marktvictualisnhändler schon um 9 Uhr abends begonnen
werden ; die zugesührten Waren sind in der Zeit von 9 Uhr abends bis zum
Marktbeginne auf der Milte des Platzes , und zwar um die Mariensäule
herum , zu hinterlegen.

8 . Zur ungehinderten Ausfahrt der Lösch- und Rettungszllge aus der
Feuerwehr -Centrale Am Hof ist vor der Front des Hauses Nr . 10 Am Hof
ein Raum von 11 m Breite und vor der dem Gebäude der Creditanstalt
<Nr . 6 Am Hof ) zugekehrten Front des Hauses Nr 9 Am Hof ein Raum von
15 in Breite bis zum Rinnsal der Durchzugsstraße längs der Häuser Nr . 6
bis 9 Am Hof von Marltfuhrwerk jederzeit freizuhalten.

Übertretungen dieser Anordnungen beziehungsweise Verbote werden mit
i Geldstrafen bis zum Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu

14 Tagen geahndet.

II . NlMMltiiülMmimllUM.

81 Miath:
»2.

Benützung von Schnllocalitäteu.
Der Stadtrath hat zufolge Beschlusses vom 9. Jänner 1901 , Z . 182,

die mit Beschluss vom 10 . September 1891 , Z 1517 , genehmigten , mit Be¬
schluss vom 3. Jänner 1893 , Z . 7208 , abgeä,werten „ Bestimmungen für die
Art und Weise der Benützung der an Körperschalten oder Privatpersonen
überlassenen Lokalitäten an den Wiener Volks - und Bürgerschulen " durch Auf¬
nahme folgeuoen Punktes ergänzt:

„4 . Körperschaften und Privatpersoneu , welchen Schullocalitäte » behufs
Abhaltung von Unterrichtscursen , Führung von Kindergarten -Abtheilungen
und dergleichen überlassen werden , haben selbstverständlich vor Beginn ihrer
diesbezüglichen Thätigkeit die schulbehördliche Genehmigung , beziehungsweise
die gewerbebehördliche Concession zu erwirken und sich hierüber auf Ver¬
langen jederzeit auszuweisen ."

(M .-Z . 109132 er 1900 .)
z».

Auszahlung der Rnhegehalte jener Pensionisten,
welche im Bezüge eines Mietzinsbeitrages stehen.

Der Wiener Stadtrath hat in seiner Sitzung vom 25 . Juli 1901,
Z 8927 (M . Z . 50686/lII ), geuehmigi , dass künftighin die Rnhegehalte jener
Pensionisten , welche im Bezüge eines Mietziusbeitrages stehen , an denselben
Tagen ausgezahlt werde » dürfe », au welchen die MntziusbeM äge behoben
werden können , d. i. a » den den jeweiligen Zinszahlnngstagen vorausgehenden
Wochentagen . _

ZluiMiat:
»4.

Vereinfachung des Znstellungsdienstes.
Erlass des Bürgermeisters Dr . Lueger  vom 2. September

1901 , M .-D .-Z . 1327:
Gegen die Verfügung vom 26 . Februar 1901 , M -D -Z . 448 , betreffend

die einheitliche Gestaltung des Zuitellungsdienstes (abgedruckt im Amtsblaite,
Beilage „ Verordnungen re ." III , Seite 20 ), wurde von mehreren Bezirks¬
vorstehern eine Vorstellung erhoben , in welcher auf die Schwierigkeiten hin¬
gewiesen wird , auf welche die Durchführung dieser Verfügung in manchen
Bezirken stoßen würde.
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Hierüber bemerke ich, dass die bezogene Verfügung , wie schon aus dem
Wortlaute derselben hervorgeht , zur Voraussetzung halte , dass über die Durch¬
führung ein Einvernehmen zwischen den betreffenden Bezirksvorstehern und
Bezirksamtsleitern erzielt werde . Es unterliegt daher keinem Anstande , in jenen
Bezirken , in welchen ein derartiges Einvernehmen nicht zustande gekommen
ist , den früheren Vorgang beizubehalten , jedoch mit der Einschränkung , dass
im letzteren Falle die Zustellung der von der Bezirksvertretung , dem Orts-
schulralhe oder dem Aimeninstitule ausgehenden Acten , Einladungen u . s. w.
ausschließlich durch die den Herren Bezirksvorstehern zugewiesenen Amls-
djener erfolge und dass diese Amtsdiener in Ausnahmssällen , bei dringenden
Massenexpcdilionen , wie zum Beispiel bei Zustellung von Wahllegitimationen,
Steuerzahlungsauflrägen und dergleichen , auch zum Zustellniigsgeschäfte der
Bezirksämter nach Möglichteit herangezogen werden.

Hievon werden Euer Wohlgeboren im Nachhange zum hierämtlichen
Schreiben vom 26 . Februar 1801 , M .-D .-Z . 418 , verständigt.

33.
Stampiglien.

Erlass des Magistrats -Direclors Preycr  vom 15 . August
1901 , M D .-Z . 2044 vx 1901 :

In der letzten Zeit hat die Anschaffung von Stampiglien , Farbkissen rc.
für städtische Ämter insbesondere bei den magistratischen Bezirksämtern für
den II ., XI . und XV . Bezirk derart überhand genommen , dass sich die städtische
Buchhaltung veranlasst gesehen hat , das Augenmerk der Magistrats -Direction
auf die bei der Anschaffung derselben zutage tretenden Übelständc hiuznlenken.

Wie ich ans den bezüglichen Lieferscheinen entnommen habe , ist die Zahl
der angeschafften Stampiglien eine ganz unglaubliche und ist daher zu ge¬
wärtigen , dass die Ausgabe Rubrik IV 21 o Heuer überschritten weiden wird.

Insbesondere muss ich tadeln , dass zahlreiche zwecklose Stampiglien
bestellt wurden.

So wurden beispielsweise solche für einzelne Zahlen , für Monats - und
Straßennamen , ja sogar für Adressen von Firmen angeschafft.

Derartige Stampiglien sind keineswegs geeignet , die Geschäftsführung
zu beschleunigen , da das Heraussuchen derselben viel mehr Zeit in Anspruch
nimmt , als das Niederschreiben der betreffenden Worte.

Ich muss daher solche Bestellungen als ganz unzweckmäßig untersagen.
Weiters hat die städtische Buchhaltung darauf hingewiesen , dass seitens

mehrerer städtischer Angestellter Facsimilien ans Koste» der Gemeinde Wien
avgeschaffl wurden . So erfolgte eine derartige Lieferung für einen Kanzlei-
Oberosficial , einen Exccntionsamts -Osficml , ja sogar für einen Amtsdiener.

Ich sehe mich daher veranlasst , die städtischen Angestellten ausdrücklich
darauf aufmerksam zu machen , dass Stampiglie » nur in vollkommen gerecht¬
fertigten Fällen angeschafft werden dürfe » , und dass die Bestellung von
Facsimilien für städtische Angestellte (mit Ausnahme der Amtsvorstände ) aus
Gemeindekosten als ganz unstatthaft sofort einzustellen ist, und mache ich jeden
Amts - und Anstaltsleiter persönlich für die Einhaltung dieser Bestimmungen
verantwortlich.

Weilers finde ich mich bestimmt , anznordnen , dass in Hinkunft sämmt-
liche, mit dem Visum des Amtsleiters zu versehenden Bestellungen von
Stampiglien , Farbüffen rc . vorerst der Buchhaltung zur Äußerung Uber die
Bedeckungsfrage mitzutheilen sind . Gleichzeitig ersuche ich dieselbe, mir jeden
Fall , in welchem eine ungerechtfertigte Bestellung gemacht wird , anzuzeigen,
und werde ich gegen die betreffenden Bedienstelen sodann unnachsichtlich im
Disciplinarwege Vorgehen.

Hievon setze ich Euer Wohlgeboren zur eigenen Wissenschaft und zur
Verständigung sämmllicher dortamts zugetheilter Angestellter in Kenntnis.

3 « .
Einbrittgnng der Hanszinssteuer von Snperädisicaten.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 2l . August
1901 , M .-Z . 65134/XV1I , an sämnttlichc magistratische Bezirks¬
ämter :

Mit dem am 19 . April 1901 zur M .-Z . 30740s intimiertcn Erlasse
der k. k. Finanz -Landes -Direction vom 15 . März 190l , Z . 18134 , wurde
bezüglich der Einbringung der Hanszinssteuer von Snperädificaten , d. i. auf
fremdem Grund und Boden errichteten Gebäuden , wie z. B . die Praterhütlen
sind , unter anderem angeordnet , dass es nicht als principielle Norm gelten
darf , dass zum Zwecke der Stenereinbringung zuerst die Execution auf das
anderweitige Mobilar des Restanten durchznführen und erst im Falle der
Resultatlosigkeit derselben die Pfändung und der Verkauf des Superädificates
(wclches rechtlich als bewegliche Sache gilt ) einzuleiten ist, da sich letztere
Maßregel und insbesondere die Pfändung des Superädificates sehr leicht als
diejenige ergeben kann , welche in einem bestimmten Falle (z. B . wenn gericht¬
liche Pfändungen eines Superädificates zu besorgen sind) zweckmäßigerweise
zuerst vorzunehmen ist.

Hiezu wird weiters bemerkt , dass laut Berichtes des magistratischen
Bezirksamtes für den II . Bezirk das k. k. Execntionsgericht Wien (Abtheilnng IX)
mit Beschluss vom 19 . November 1900 , Z 1817/7 s: 1899 , die zur Zeit der
gerichtlichen Feilbietung von einer Pratcrhütte rückständigen und nicht pfand-
bedeckten Hauszinssteuerrückstältte mit der Begründung liquidiert hat , dass
diese Hanszinssteuer , weil sie von einem Gebäude bemessen ist, dos gesetzliche
Vorzugsrecht cingeräumt werden mnss , da eine Praterhütte unbedingt ein
Gebäude ist, wenn sie auch gesetzlich als bewegliche Sache erklärt wird.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt mit dem Beifügen in Kenntnis
gesetzt, dass von vorstehender Anordnung bezietinngsweise Entscheidung auch
die Execntionsamts - und die Steueramts -Ablheilung durch Mittheilung der
beiliegenden Abschrift zu verständigen ist.

37.
Aufnahme in den Hcimatsverband.

Erlass des Magistrats -Dircclors Preyer  vom 9 September
1901 , M .-D .-Z . 2370:

In der Sitzung des Wiener Gemeinderaths -Ansschnsses für die Ver¬
leihung des Heimals - und Bürgerrechtes vom 26 . Juni 1901 wurden anlässlich
zweier concreter Fälle die Fragen aufgeworfen:

1. ob die Aufnahme und die Zusicherung der Ausnahme in den Heimats¬
verband widerrufen werden kann;

2 . ob die Bezahlung der Anfnahmsgebür eine Bedingung der Ausnahme
sei — und es wurde beschlossen, hierüber ein Gutachten des Magistrates ein-
znholen.

Der Magistrat hat nun in seiner Sitzung vom 12 Juli 1901 sich dahin
geäußert:

1 . dass der Beschluss der Ausnahme oder der Zusicherung der Aufnahme
in den Heimatsverband so lange widerruflich sei, als dieser Beschluss dem Anf-
»ahmswcrber nicht zugestellt worden ist ; außerdem aber nur dann , wenn der
Beschluss unter dem Einflüsse eines Zwanges oder wesentlichen Jrrthnms
zustande gekommen ist;

2 . dass die Anfnahmsgebür als Bedingung der Aufnahme oder der Zu¬
sicherung z» verstehen und ihre Zahlung sofort , das heißt ohne unnölhigeu
Verzug , gefordert werden könne . Solange die Gcbür nicht entrichtet sei,
bestehe der Aufnahmsbeschluss nur bedingt zu Recht , und es stehe der Gemeinde
frei , bei nnnöthigem Verzüge der Gebürenzahlung von dem Beschlüsse zurück-
zutreten.

Der Gemeinderatbs -Ausschuss sür die Verleihung des Heimals - und
Bürgerrechtes hat das Rechtsgntachlen des Magistrates in seiner Sitzung vom
24 . Juli 1901 zur Kenntnis genommen und die Magistrats -Direction ersucht,
die magistratischen Bezirksämter von diesem Gutachten zur Danachachtung zu
verständigen.

Indem diesem Ersuchen hiemit entsprochen wird , hält es die Magistrats-
Direction für nothwendig , den magistratischen Bezirksämtern zugleich den
Gemeinderaths -Beschlnss vom 5 . März 1869 , Z . 126 in Erinnerung zu
bringen , in welchem ausdrücklich verfügt wird , dass die Zuständigkeit erst
durch Erlag der Taxe erworben wird , und dass daher erst nach Erlag der
Taxe das vom Tage des Erlages datierte Zuständigkeitsdecret ausznfertigen
und zuznstellen ist.

Ebenso ist von Ausländern die betreffende Taxe gleich nach der Auf-
nahmsznsicherung zu erlegen , die ihnen jedoch selbstverständlich rückznerstatten
ist, wenn sie aus irgendwelchem Grunde die österreichische Staatsbürgerschaft
und somit die Heimatsberechtigung in W en nicht erlangen.

Die magistratischen Bezirksämter werden daher angewiesen , bezüglich der
Ausfertigung und Zustellung von Znständigkeits - und Znsichernngsdecrelcn sich
streng an die Vorschrift dieses Gemeinderaths -Beschlnsses zu halten und in
ollen Fällen , in welchen ein sür die Beschlussfassung wesentlicher Umstand erst
später zutage kommt , hierüber unverzüglich unter Anschluss des Actes Bericht
zu erstatten , die etwa noch nicht erfolgte Ausfertigung und Zustellung des
Beschlusses aber vorläufig zu unterlassen.

Ebenso ist, wenn die Zahlung der vorgeschriebenen Anfnahmsgebür von
dem Aufnahmswerber unnölhig verzögert wird , der Act zur nenerli Yen Beschluss¬
fassung an den Gemeinderaths -Ansschnss zurückzumitteln.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesctzblatte für Österreich »nter der Enns im Jahre

1S « 1 publicierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgesrhbiatt.

Nr . 12 « . Verordnung des Ministers für Cnltus
und Unterricht im Einvernehinen mit dem Ackerbau-
minister vom 31 . Juli 1901 , womit die Zß 4 und 19 der
Ministerialverordnung vom 20 . August 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 145 , be¬
ziehungsweise vom 18 . September 1889 , R .-G .-Bl . Nr . 156 , betreffend die
Einführung theoretischer Staatsprüfungen für das culturtechnische Studium
an der Hochschule für Bodencnltur abgeändert werden.

Nr . 121 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 3 . August 1901 , betreffend die Verlegung des Hanptzollamtes
II . Elaste in Vöröstorony ans den Bahnhof in Vöröstoronh (Porcscsd ) und
die Errichtung eines Nebenzollamtes II . Elaste in Vöröstorony.

Nr . 122 . Concessionsnrkundc vom 6 . August 1901
für die Localbahn von Lnndenburg nach Eisgrnb.

Nr . 123 . Verordnung des Finanzministeriums vom
10 August 1901 , betreffend die gänzliche Einlösung der gemein¬
samen schwebenden schuld in Staatsnoten und die Ausgabe von Banknoten
zu 10 X durch die Österreichisch -ungarische Bank.
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Nr . 124 . Kundmachung des Finanzministeriums
VVIN6 . August 1901 , betr-ffend die Errichtung eines mit den Be¬
fugnissen eines Nebenzollamtes II . Classe ansgestatteten Ansagepostens an der
Reichsgrenzbrücke in Pontafel.

Nr . 125 . Erlass des Finanzministeriums vom
16 . August 1901 , betreffend das Ausmaß der Brantweinabgabe
welche für die über die Zollinie eingefühiten gebrannten geistigen Flüssigkeiten
zu entrichten ist.

Nr . 128 . Verordnung der Ministerie» der Finanzen
und des Handels vom 16 . August 1901 , betreffend die
Erhöhung des Zollzuschlages bei der Einfuhr von Artikeln , welche einen Zusatz
von Alkohol enthalten oder zn deren Herstellung Alkohol verwendet wird.

Nr. 1^7 . Erlass des Finanzministeriums vom
17 . August 190 ! , mit welchem ein Nachtrag zu dem mit dem
Finanzministerial -Erlasse vom 13 . Juli 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 105 , kund¬
gemachten Brantweinuachstener -R ' gnlative erlassen wird.

Nr . 128 . Concessionsurkunde vom 7. August 1901
für die Localbahu von Karlsbad (Dallnntz ) nach Merkelsgrün.

Nr . 128 . Kundmachung des Handelsministeriums
Vom 10 . August 1901 , betreffend die definitive Zulassung der
Elcktricitätszähler -Type XXXV a und die provisorische Zulassung der Elek-
tricilätszähler Typen XI -VI und XI -VII zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 138 . Verordnung des Justizministeriums vom
16 . August 1901 , betreffend die Errichtung der Bezirksgerichtein
Bojkowitz und Pohrlitz in Mähren.

Nr . 131 . Kaiserliches Patent vom 25 . August 1901,
betreffend die Auflösung des Landtages von Böhmen.

Nr . 132 . Kaiserliches Patent vom 27 . August 1901,
betreffend die Einberufung des Landtages von Oberösterreich.

Nr . 133 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesvcrtheidigulig vom 23 . Juli 190 I , womit die Ein¬
tragung der städtischen Handelsakademie in Gablonz in das Verzeichnis der
den Obergymnasien und Obcrrealschnle » i» Bezug auf den Einjährig -Frei,
willigendienst gleichgestellicn Lehranstalten des Inlandes verlautbart wird.

Nr . 134 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und des Handels vom 16 . August 1901,
betreffend das Verbot der Einfuhr des durch die Firma Brüder Gehring in
Berlin in Verkehr gebrachten sogenannten elektromotorischen Zahnhalsbandes.

Nr . 135 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und des Handels vom 27 . August 1901,
betreffend das Verbot der Einfuhr der von der Firma Rnkin L Albrecht in
Leipzig in den Handel gebrachten Apparate : „ Opydonor Victory " , „ Panapora"
und „ Animator " .

Nr . 138 . Erlass des Finanzministeriums vom
2 . September 1901 , betreffend die Einziehung der Banknoten zu
tO fl . ö. W.

Nr . 137 . Verträge und Übereinkommen des Welt¬
postvereines vom 15 . Juni 1897.

Nr . 138 . Kundmachnng des Handelsministeriums
Vom 3 . August 1901 , womit nachträgliche Bestimmungenzur
Aichordnnng vom 19 . December 1872 , N .-G .-Bl . Nr . 171 , veröffentlicht
werden.

Nr . 138 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 2 . September 190 I , betreffend die Errichtung einer
Bezirkshanptwannschaft in Schlünders i» Tirol.

Nr . 148 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 2 . September 1901 , betreffend die Errichtung
einer Bezirkshanptmarnschast in Friede ! in Schlesien.

Nr . 141 . Kundmachnng des Finanzministeriums
vom 3 . September 1901 , betreffend die Abänderung des mit dem
Erlasse vom 24 . April 1897 , N .-G .-Bl . Nr . 117 , knndgemachten Verzeichnisses
der Vcranlagnngsbezirke zur allgemeinen Erwerbstener.

Nr . 142 . Zusatzübereiukommen zu dein intern
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahnfracht-
verkehr vom 14 Octvber 1890 (R -G -Bl . Nr . 186
ex 1892 ) .

11. Lnudesgesehblatt.
Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthumc Österreich unter der Enns vom
20 . Juli 1901 , Z 62399 , betreffend die Vereinigung der Ge¬
meinden „ Langenlois " und „ Haindorf am Kamp " zn einer Marktgemeinde
„Langenlois " .

Nr . 38 . Kundmachung des k k. Statthalters im
Erzherzogthnme Österreich unter der Enns vom
1. August 1901 , Z 69702 , betreffend die Einhebnng der Landes-
fondsumlagen für die Zeit vom 1. bis 31 . Juli 1901.

Nr . 31 . Gesetz vom 20 . Juli 1901 , wirksam für
das Erzherzogthnm Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
von Gräben in den Gemcindegebieten Obritz . Seefeld , Groß -Kadolz und
Mailberg und die Entwässerung versumpfter Grundstücke durch Drainage in
der Gemeinde Obiitz.

Nr . 32 . Gesetz vom 26 Juli 1901 , wirksam für
das E,zh rzogthum Österreich unter der Enns , betreffend die Entwässerung
der versumpften Grnndstücke in Drasenhofen.

Nr . 33 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogthumc Österreich uuter der Enns vom
3 . August 1901 , Z . 55050 , betreffend die Verlautbarung des
von den Gemeinden Atzenbrngg , Michelhausen , Trasdorf , Zwentendorf , Nnst
und Langenrohr mit dem niederösterreichischm Land sansschnsse und der
Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Landesgesctz s vom 10 . April
1901 , L.-G .- und V . Bl . Nr . 23 , abgeschlossenen Übereinkommens in Betreff
der Regulierung des Perschlingbaches von Atzenbrngg bis zur Donau.

Nr . 34 . Gesetz vom 26 . Juli 1901 , wirksam für
das Erzherzogthnm Österreich unter der Enns , betreff nd die Entwässerung
versumpfter Grundstücke in den Gemeinden Leitzersdorf , Hatzenbach und Woll-
mannsberg.

Nr . 35 Gesetz vom 26 . Juli 901 , wirksam für
das Erzherzogthnm Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
des Gmosbahes und Melioration der angrenzenden Grundstücke in der Ge¬
meinde Hetzmannsdorf.

Nr . 38 . Gesetz vom 3. September 1901 , womit der
Stadtgem undc Waidhofen an der Ibbs die B willigung zur Einhebnng von
Canaleinmündungsgebüren erlheilt wird.

Ne . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthumc Österreich uuter der Enns vom 13 . Sep¬
tember 1901 , Z . 83984 , betreffend die Ertheilung der Bewilligung
an die Gemeinde Wien zur Veräußerung eines städtische» Grundes im
IV . Bezirke.

Nr . 3H. Kundmachung des k k. Statthalters im
Erzherzogthumc Öfter .eich uuter der Enns vom 14 Sep¬
tember 1901 , Z . 84529 , betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte
Bewilligung zum Verkaufe des Hauses Or .-Nr . 9 Bognergasse im I . Bezirke.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthumc Österreich unter der Enns vom 14 . Scp.
tember 1901 , Z . 84840 , betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte
Bewilligung zum Verkaufe mehrerer Banstellen im I . Bezirke (Notheulhnrm -
straße , Am Bergl und Rabenplatz ).

Nr . 48 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogthnme Österreich unter der Enns vom 14 Sep¬
tember 1901 , Z . 8557 1, betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte
Bewilligung zum Verkaufe mehrerer Baustellen am Karlsplatze im IV . Bezirke.

* «
*

(Ztichtigltcllnng.) Im Amtsblatt,- Nr. 70 „Ges-tze. Verordnungen rc.
VIII ' , 66 , Zeile 38 ff. von oben hat es richtig  wie folgt zu heißen:
„3 m , wenn die Frontlänge des Grundstückes , an der Banlinie gemessen,
höchstens 15 in ; 4m , wenn sie . . ."
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